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Nr . 9. Mittwoch , 23 . Januar . 1878 .

Der amerikanische Arbeitercongref ; .
Bevor wir in der Berichterstattung über den Verlauf des

amerikanischen Arbeitercongresses fortfahren , sei bier ein die Re - ,
fultate des Kongresses zusammenfaffender und besprechender Leit -
artikel auszugsweise mitgetheilt , welchen die in New - York er -

Seinende
und vom Congreß » um Ccntralparleiorgan der beut - '

en Sektionen ernannte „ Arbeiter - Stimme " in ihrer Nummer
vom 6. Januar veröffentlicht . Es heißt da :

„ Der Congreß ist beendigt , die Diskussion erschöpft , die
Arbeit gcthan und — können wir hinzufügen — sie ist gut
gethan .

Drei Punkte von großer Bedeutung find klar gestellt .
Eine straffe und doch den einzelnen Gliedern genügenden

Spielraum lastende Organisation ist angebahnt und die darauf
bezüglichen Bestimmungen find klar und deutlich und nicht dehn -bar und ungenügend , wie dies bisher der Fall war . Außer -
ordentliche Ereignisse und Situationen werden uns nicht mehr
unvorbereitet finden und die Exekutive wird nicht mehr genöthigt
sein , ohne Compaß zu steuern , wie ihr dies bisher häufig zu -
gemuthet wurde .

Ehfcich hat die Partei auch zur Frage : „politisch oder gl -
Werkschaftlich" Stellung genommen , und zwar so klar und
zweifellos , wie sie es unter den obwaltenden Umständen nur
irgend konnte .

Die Frage ist im Sinne der sozialistischen Entwickelung ent -
schieden worden .

Politisch ? Sicherlich ! Denn die politische Agitation ist das
wirksamste Verbreitungsmittel für unsere Ideen , sowohl bei Gc -
legenheit der Borbereitung für die Wahlen , als auch , nachdem 1
die ersten Erfolge erzielt sind , in den Hallen der gesetzgebenden
Versammlungen . Zudem entspricht sie dem Geiste und der
Methode des Landes , welche von jedem auf die Umwandlung
öffentlicher Institutionen hinzielenden Streben verlangen , daßes seine Berechtigung der politischen Diskussion des Volkes unter -
breite .

Gewerkschaften ? Ja ! Aber mit dem Bewußtsein für das
Unzureichende des rein ökonomischen Kampfes und mit möglichstklarer Erkenntniß der sozialistischen Zielpunkte erfüllte Gewerk
schasten . Gründung neuer Gewerkschaften aus dieser Basis und ;Reorganisation der alten , dieser Tendenz entsprechend . Reaktionäre
Bestrebungen in der Bildung von Gewerkschaften zu bekämpfen ,
instinktiv nach dem gleichen Ziele strebende , aber weit zurück-bleibende Organisationen gewähren zu lasten , nur von sozialifti -
schem Geiste beseelte zu gründen — das find die Ausgaben ,
welche der Partei in der Richtung des ökonomischen Kampfes
zufallen . Het der Congreß in Formnlirung dieser drei Haupt -
punkte den Ansichten der überwältigenden Majorität der Partei
entsprochen , so ist er nicht minder bemüht gewesen , den Anfor -
derrngen zu genügen , welche die Sorge für die Presse an ihn
stellte . Und hier ist es vor Allem ter Beschluß , baldmöglichstwieder ein englisches Parteiorgan in ' S Leben zu rufen , welcherdie vollste Würdigung verdient . Bisher lag der Schwerpunktder Agitation bei den Deutschen. Niemand bezweifelt , daß dies
- vt .

b' 6 allernächste Zeit so bleiben wird . Wenn wir aber
überhaupt an dauernde Erfolge für unsere Prinzipien nur denken� /•ül. r jc " A * Vorbedingung die Propaganda unter derenglischsprechenden Bevölkerung . Und das mächtigste Mitteldazu ,st eine englische Presse . Wir wissen jedoch , daß die Grün -
dung und Aufrechthaltung einer solchen eine schwierige Aufgabeist , insbesondere , wenn sie sozialistische Ideen verbreiten soll .Wenn wir nun noch in Betracht ziehen , daß die Verhand -lungen des Congresses auf das Klarste darlegten , daß eine tief -greifende Meinungsverschiedenheit in der Partei durchaus nichtmehr existirt und daß die Mitglieder derselben in allen Hauptftagen— nicht als Phrase sei es hier angewendet — „ ein Herz undeine Seele " find , so dürfen wir getrost und ftohcn Muthes indie Zukunft blicken , um so mehr , als ein gutes Omen an der
Schwelle unserer neuen Laufbahn steht . Unsere Feinde erklären
uns für „politisch todt " . „ In dem Congreß haben die commu -
nistischen Elemente die Oberhand gewonnen — sagt die „ N. - Y.StaatSzeitung - — und damit ist die Arbeiterpartei politischtodt . " Punktum . Glückverheißendes Zeichen ! Als unsere Brüder
in Teutschland ihre Agitation begannen , da erklärte die Bourgeois -Presse nach kurzer Zeit , die sozialdemokratische Partei sei todt .
Nachdem diese aber ihre ersten parlamentarischen Erfolge erkämpft

dieselbe Presse , die sozialdemokratische Partei de -
im . SRürtoon « . " 11 - s c. das fort , bis allen

stnde sich im ' „Rückgang�. ' ' Ünd� so grng
� der nicht

Spießbürgern und �er gesammten �
tt ) mvkratie die Lüge

mehr wegzuleugnenden Erfolge der sozratvrmvin der Kehle stecken geblieben sst.Und so auch wird eS hier geschehen.

„ . 2rf 0l ' 0 aur dritten Sitzungstage , beschäftigtesich der l . o g « ß wiederum nur mit rein inneren Parteiange -legenheiten . Es wurde z. B. beschlossen , ein Parteiblatt inenglischer Sprache zu gründen und dasselbe in Cincinnati ( Ohio )herauszugeben ; als
�edaktcur wurde Mac Jntofh ernannt ,nachdem Douat d,e Wahl abgelehnt hatte . Ferner beschloß derCongreß , die sogenannten Vagabunden - und andere gegen dieohne ihre Schuld arbeitslos Umherirrenden gerichteten Gesetzeals eine Ungerechtigkeit zu erklären und aus deren Beseitigunghinzuarbeiten . Das Congreßprotokoll soll in englischer unddeutscher Sprache erscheinen ; vom Programm und der Partei -Constitution ( Parteiverfapung ) sollen 1000 Exemplare in fran -iDttirfiov Äw - —X— — <- - - --- - -L CN c ' - '

r_ _ _ _ _ _ _ _ __ _ _— o/
' vw,vher Sprache ausgegeben werden . Der Congreß sprach auchWunsch aus , daß die Sektionen künftighin solche Delegrrtewählen möchten , die auch der englischen Sprache mächtig slno -Den 4. , 5. und 6. Sitzungstag ( 29. , 30 . und 31 . Dezember .

— der Congreß hat zur Erledigung seiner Arbeiten sechs Tage
bedurft ) widmete der Congreß fast ausschließlich der Äerathung
des Programms und der Statuten . Das Programm stimmt in

prinzipieller Hinsicht mit dem der sozialistischen Arbeiterpartei
Deutschlands völlig übcrein , während die Organisation selbst -
redend den amerikanischen Verhältnissen angepaßt werden mußte .
Bei der unzweifelhaften Bedeutung der amerikanischen Arbeiter -

bewcgung für das gesammte Proletariat der Welt halten wir
es für geboten , sowohl das Programm als die Statuten dem
Wortlaut nach zum Abdruck zu bringen . Aus Raummangel
können wir heute nur das Programm veröffentlichen . Tasselbe
lautet :

Programm der sozialistischen Arbeiterpartei von Nordamerika .

1) Die Arbeit ist die Quelle alles Reichthums und da nutz -
bringende Arbeit nur in der Gesellschaft und durch die Gesell -
schaft möglich ist, gehört der Ertrag der Arbeit unverkürzt nach
gleichen Rechten allen Gesellschaftsmitgliedern .

2) Das gegenwärtige System , unter welchem die menschliche
Gesellschaft organifirt ist , ist falsch , weil es einer kleinen Minder -
heit ermöglicht , Reichthümer aufzuhäufen , um damit die große
Masse des Volkes in Noth und Elend zu halten . Und da die be -

stehenden politischen Parteien stets nur im Interesse der wenigen
Bl sitzenden gehandelt haben , um deren ökonomische . Privilegien
und dadurch diese ungerechten Zustände zu erhalten , so ist es

Pflicht der Arbeiterklaste , sich als eine große Arbeiterpartei zu
organisiren , um politische Macht im Staate zu erringen , und ihre
ökonomische Unabhängigkeit zu erwirken , da die Befreiung der

Arbeiterklasse nur durch die Arbeiterklasse selbst geschehen kann .
Die ökonomische Befreiung der Arbeiterklasse ist daher der große
Endzweck , dem jede politische Bewegung untergeordnet werden

muß .
3) Die materielle Lage der arbeitenden Klassen in allen civi -

lifirten Ländern ist identisch und hat demgemäß dieselben Ursachen .
Der Kampf für ihre Befteiung ist ein internationaler und muß
deshalb derselbe ein gegenseitiger und ergänzender sein . Daher
ist die Organisation der Gewerk - und Arbeitervereine auf sozio-
listischer Basis eine Nothwendigkeit .

4) Auf diesen Grundlagen fußend , ist die sozialistische Arbeiter -

Partei gegründet worden .

5) Die sozialistische Arbeiterpartei fordert deshalb , daß alle
Arbeitsmittel ( Land , Maschinen . Eisenbahnen , Telegraphen , Ka -
näle u. s. w. ) so schnell als möglich zum Gemeingut des ganzen
Volkes werden zu dem Zweck der Abschaffung des Lohnsystems ,
um an dessen Stelle das genossenschaftliche Arbeitssystem zu setzen
mit einer gerechten Vertheilung des Arbeitsertrags . Die Partei
fordert deshalb die Ausführung der folgenden Maßregeln zur
Verbesserung der Lage der Arbeiter unter dem gegenwärtigen
System , und um dasselbe schließlich abzuschaffen :

». Einführung eines gesetzlichen Arbeitstages von vorläufig
acht Stunden und strenge Bestrafung aller Uebertreter .

b. Sanitätliche Beaufsichtigung aller Arbeitsverhältnisse ,
Wohnungen und Lebensmittel .

c. Elablirung von statistischen Arbtitsbureaus in allen Staaten

seitens der Nationalregierung . Die Beamten derselben sollen
durch das Volk erwählt werden .

d. Verbot der Ausnutzung der Gefangenenarbeit durch und

für Privatpersonen .
e. Verbot der Arbeit von Kindern vor ihrem 14 . LebenS -

jähre in industriellen Unternehmungen .
f. Schulzwangsgesetz bis zum 14 . Lebensjahre ; freie Lieferung

der Unterrichtsmaterialien durch den Staat in den öffentlichen
Schulen .

g. Strenge Gesetze , welche die Arbeitgeber haftbar machen
für alle Unglücksfälle der Arbeiter , die durch die Nachlässigkeit
der Arbeitgeber herbeigeführt werden .

h. Ein Gesetz , wonach die Arbeiter wöchentlich in gesetzlichem
Gelde ausbezahlt werden müssen und Bestrafung aller Ueber -

treter .
i . Unentgeltliche Rechtspflege .
k. Abschaffung der Verschwörungsgesetze , welche gegen das

Recht des Strikens und Andere zum Striken zu veranlassen , ge -
richtet sind .

!. Abschaffung aller indirekten Steuern und Einführung einer
direkten Einkommensteuer .

w. Uebernahme aller finanziellen Institute und Versicherungs -
Anstalten und Betrieb derselben durch den Staat .

n. Widerrufung aller Gesetze , welche das Wahlrecht der

Bürger beschränken .
o. Direkte Gesetzgebung durch das Volk mit dem Vorschlags -

und Verwerfungsrecht bezüglich der Gesetze , sowie das Recht der

Minoritäts - Vertretung .
p. Verbot der Frauenarbeit rn Beschäftigungen , welche der

Gesundheit und Moralität schädlich find .

g. Gleichstellung der Löhne der Frauen mit denen der Männer

für gleiche Arbeitsleistung . „ .
( Schluß folgt . )

Rede Freytag ' s
im sächsischen Landtag in der Sitzung vom 10 . Januar . Etats -

berathung . Position 28 : Londes- Heil - , Straf - und

Versorg - Anstalten .

( Nach dem amtlichen stenographischen Bericht . )

( Schluß . )

Wenn ich nun noch auf Das Bezug nehme , was bereits in

treffender Weise Herr Staatsanwalt Petri bei einer ueulichen

Verhandlung gesagt bot , so glaube ich die Umstände , die zur

Vermehrung der Bevölkerung in den Strafanstalten hauptsächlich

beigetragen haben , hervorgehoben zu haben . Was nun die Ver -

waltungen in den Strafanstalten selbst betrifft , so wird die Frage :
ob sie ihren Zweck erfüllen , vollständig erfüllen , indeß von zwei
Punkten abhängig sein . Die eine Frage ist die : ist die Ein -

richtung überhaupt eine solche , daß sie ihren Zweck erfüllt ? und
die andere : sind die Vorstände der Anstalten solche , daß sie zur
Erreichung des Zweckes das Nöthiae beizutragen vermögen ? In
dieser Richtung glaube ich gegen die sächsischen Anstalten keinen

Vorwurf erheben zu können . Ich halte die Ein�chtung , wenig¬
stens der beiden hauptsächlichsten Anstalten Zwiäau und Wald -

heim , für ganz vortrefflich und ebenso sind die Direktoren dieser
beiden Anstalten ganz anerkannt tüchtig in ihrem Fache und ganz
sicher bestrebt , alles Das zu thun , was zur Erreichung des

Zweckes der Anstalten für nöthig erachtet wird ; aber Ucbelstände
sind vorhanden , die nicht in der Einrichtung selbst und auch nicht
an der Direktion liegen , sondern die theilweise in unserer

früheren Gesetzgebung liegen , theils namentlich darin , daß Nichts
geschehen ist , um die frühere Einrichtung in die jetzige üb - rzu -
leiten . Es ist durch das Reichsstrafgesetzbuch die Arbeitshaus -
strafe leider in Wegfall gebracht worden . Wir haben blas noch
Zuchthausstrafe und Gesängniß . Es ist das ein großer Uebel -

fland; denn in das Gesängniß kommen Leute von viel zu ver -

chiedcnen Kategorien . Es kommen Leute dahin , denen durch gericht -
liches Erkenntniß die Ehrenrechte genommen worden sind ; es
kommen Leute , die wegen Fahrlässigkeitsvergehen bestrast worden

sind , und Leute , welche wegen Vergehen , die nur im Assekte oder

durch besondere Umstände begangen wurden , bestraft worden

sind , Leute , welchen nur politische Vergehen zur Last fallen ,
Leute , die eben absolut nicht zusammen passen . Da war eben
das Zwischenstadium zwischen Zuchthaus und zwischen Gesängniß ,
das Arbeitshaus , sehr wohlthätig und meiner Ansicht nach unbe -

dingt nothwendig ; das ist aber nun nicht mehr vorhanden . Was
wäre nun eigentlich anders übrig geblieben , als daß man nun
das Gesängniß so einrichtet », wie es das Gesetz zuläßt und so,
wie das Gesängniß im Gegensatz zum Arbeitshaus früher in

Sachsen war ; das ist aber nicht geschehen . Zwickau , das Ge -

fängniß Zwickau ist ganz und gar dasselbe , was irüher das

Arbeitshaus in Zwickau war .

( Herr Staatsminister v. Fabrice tritt ein . )
Es ist dieselbe Hausordnung , es wird heute noch Jeder ,

wenigstens im großen Ganzen Jeder eingekleidet , was durchaus
nicht im Gesetze vorgeschrieben ist. Dem Gefangenen werden die
Haare verschnitten und der Bart geschoren . Es ist der Zwang
zur Arbeit ganz und gor derselbe . Es besteht cm Unterschied
zwischen dem ftüheren Arbeitshause und dem jetzigen Gesängniß
Zwickau in der Hauptsache nicht . Daraus resultirt nun wieder
der große Uebelstand , daß überhaupt in Sachsen ein Unterschied
in der Behandlung zwischen Waldhe ' M und Zwickau gar
nicht besteht . In Waldheim werden die Leute zur Arbeit ge -
zwungen , sie werden eingekleidet ; in Zwickau geschieht das eben -
falls . Es wird auch in Waldheim darauf gesehen , daß Jeder
nach seiner Individualität , nach seinen Kenntnissen wo möglich
beschäftigt wird . Es geschieht das ebenso in Zwickau . Es ist
ein Unterschied nicht vorhanden !

Ich Hab- mir schon wiederholt sagen lassen müssen , wenn ich
einmal glaubte , Wunder etwas gethan zu haben als Bertbei -
diger , daß irgend Einem mildernde Umstände zugebilligt worden
sind und daß er deshalb Gesängniß statt Zuchthaus bekommen
hat , da habe ich mir schon sehr oft von erfahrenen Leuten sagen
lassen : „ Herr Vertheidigcr ! Da haben Sic mir gar keinen
Gefallen gethan , das ist mir einerlei , in Zwickau und Waldheim
ist die Behandlung ganz genau dieselbe . Es giebt überhaupt
keinen Unterschied zwischen Waldheim und Zwickau . "

Dagegen , meine Herren , ist nun wieder der Unterschied zwischen
Zwickau und zwischen dem Gerichtsgefängniß ein ganz enormer ,
und wenn man bedenkt , daß es eigentlich blos manchmal an

mehreren Tagen , an einem Monate hängt , ob Einer Zwickau
oder Gerichtsgefängniß bekommt , so resultirt hieraus un -

bedingt eine große Ungerechtigkeit . Den Unterschied zwischen
vier Monaten Gerichtsgefängniß oder jetzt fünf Monaten Ge -

richtsgefängniß und sechs Monaten Zwickau schätze ich ungefähr
wie 4 zu 12 . Das ist ganz sicher nach der Behandlung in Ge -

richtsgefängnisscn und nach der , die Jemand in Zwickau hat .
Dann ist wieder der Unterschied zwischen Gesängniß und Haft
vollständig Null ; den giebt es in Sachsen überhaupt nicht . Ob
Einer zu Haft verurtheilt worden ist oder ob zu Gesängniß ,
das ist ganz einerlei . Es kommt sehr häufig vor , daß Einer

wegen conkurrirender Vergehen zu Gefängnißstrafe und gleich -
zeitig zu Haftstrafe verurtheilt wird . Erst muß er die Gefäng -
nißstrafe abfitzen , dann die Haft , und wenn J5ie so Einen ein¬
mal ftagen : „ Nun , wie war es denn , als Sie die Hast ange -
treten haben ? " so wird er allemal antworten : „ Das habe ich
gar nicht gemerkt , da ist kein Unterschied gemacht worden . "

(Heiterkeit . )
Meine Herren ! Ueber alle diese Punkte ist es nothwendig ,

daß ein Strafvollzugsgesetz einmal erlassen wird , und der Her
Staatsminister hat uns ja auch bereits in Aussicht gestellt
daß das geschehen soll. Aber so lange das nicht geschieht , muß ,
die Landesgesctzgebung und die Verwaltung von dem hier im

Strafgesetzbuche nachgelassenen Rechte Gebrauch machen . Das

Strafgesetzbuch giebt in dieser Richtung der Landesgesetzgebung
sowohl , als namentlich auch der Verwaltung einen sehr freien ,
großen Sp ' elraum .

Ich komme nun zum Schluß auf einen Punkt , der in der

Ersten Kammer verhandelt worden ist . Es hat da der Herr
Abg. Meinhold bei dem königlichen Justizministerium angeftagt ,
od es wahr ist , daß gewisse Kategorien von Verbrechern , und

zwar namentlich die politischen Gefangenen , anders behandelt
werden , als andere Kategorien ?



Der Herr Staatsminister Abelen , dessen Anwesenheit ich
leider vermissen muß bei dieser in sein Gebiet einschlagenden
Frage über die Strafanstalten , wo er uns einen Bericht von

den Staatsanwälten beigegeben hat , hat leider darauf geant�
wortet , daß er derartige Vorschriften nicht erlassen habe , und

hat weiter ausgeführt , daß er eine derartige Anordnung sogar
für gesetzlich unzulässig und unstatthaft halte . Meine Herren !
Diese letzte Anficht halte ich für durchaus irrig . Das Reichs -
strafgesetzbuch unterscheidst zwischen Zuchthaus und Gefängniß ;
es nennt das Zuchthaus : „Strafanstalt " und das Gefängniß :
„Gefangenenanstalt " . Der Unterschied ist der , daß das Zucht -
haus Zwangsarbeit haben soll , während es bei der Gefangenen -
anstalt , bei dem Gefängniß dem Ermessen anheimgestellt ist : ob

und inwieweit Einer mit Arbeit beschäftigt werden soll und darf ,
während es vorschreibt , daß der Gefangene zwar ein Recht hat ,
nach Arbeit zu verlangen ; daß es aber der Verwaltung in das

Ermessen gestellt ist , Leute , die das nicht verlangen , zu beschäf -
tigen so wie sie will ; und weiter vorschreibt , daß die Arbeit ,
wenn sie vorgeschrieben wird , den Verhältnissen , den Fähigkeiten
des Gefangenen entsprechend sein soll . Eine andere Vorschrift
giebt es nicht .

Wir hatten in den früheren Gesetzen solche , die die Einkleidung
vorschrieben , es bestanden auch über die Arbeit noch Vorschriften ;
das ist in der Reichsgesetzgebung nicht geschehen und es ist des -

halb nicht geschehen , weil die landesgesetzlichen Bestimmungen in

dieser Richtung zu verschieden waren , weil die Arbeitshäuser ,
die Gefängnisse m den einzelnen Ländern ganz und gar ver -

schieden sind . In minchen anderen Ländern werden ja heute
noch alte , halbverfallene Klöster und Schlösser zu Gefängnissen
verwendet , während bei uns in Sachsen die Einrichtung in dieser
R' chtung eine ganz vorzügliche geworden ist ; und man hat nament -

lich auch betont , daß die Verwalter der Anstalten in dieser Rich -
tung einen gewissen freien Spielraum haben sollen . Es kann

deshalb das Justizministerium nun und nimmermehr sagen , daß
es unzulässig sei , bei den Gefangenen gewissermaßen eine Jndi -
vidualisirung nach Kategorien der Verbrechen eintreten zu lassen .
Es ist im Gegentheil das gesetzlich zugelassen ; es wird das

auch in allen anständigen , ordentlichen Gefängnissen so aus¬

geübt . In Plötzensee fällt es keinem Menschen ein , einem poli -
tischen Gefangenen z . B. die Strafjacke anzuziehen , ihm die Haare
abzuschneiden , den Bart abzuscheeren , ihm seine Beschäftigung
etwa in der Weise vorzuschreiben , daß er Handarbeiten machen
muß . Im Gegentheil , man läßt ihn nahezu arbeiten , was er

will ; er kann sich geistig , er kann fich literarisch beschäftigen ,
er muß nur für seinen Unterhalt ein gewisses , sehr niäßiges Geld -

quantum abliefern .
Es fordert , wie gesagt , das Gesetz geradezu heraus , in dieser

Richtung Abstufungen zu machen , und wenn der Herr Justiz -
minister in dieser Hinsicht seine Direktoren der Anstalten gefragt
hätte , so würden sie ihm sicher gesagt haben , daß es unbedingt
notbweudig ist bei dem Strafvollzug , daß , wie der Direktor in -

divioualisiren muß bei der Behandlung des Einzelnen , so durch
Gesetz oder Verordnung eine Jndioidualisirung eingeführt werden

muß für die Gefangenen im Allgemeinen nach den Kategorien
der Vergehen . Das wird nothwendig dadurch , daß in unsere
Gefangenenanstalten alle möglichen Verbrecher geschickt werden .

Wir haben eben Leute darin , denen die bürgerlichen Ehrenrechte
aberkannt worden sind , wir haben Leute , die im Affekt gehan -
delt haben , die , durch besondere Einwirkungen bewogen , zu
einem Vergehen verführt worden sind ; Leute , die also schon , ehe

sie in die Strafanstalt eintreten , für vollständig gebessert zu

halten find ; wir haben Leute , die blos aus Fahrlässigkeit ein

Vergehen gethan haben , und wir haben Leute , die ein sogenanntes
polittsches Vergehen begangen haben , die also , um mich einmal

von dem Standpunkte des jetzigen Staates aus auszusprechen ,
ein sogenanntes politisches Verbrechen begangen haben . Meine

Herren ! Es geht gegen das Rechtsgefühl , wenn Sie alle diese
Kategorien in einen Sack stecken wollen und diese Kategorien be -

handeln wollen eine wie die andere . ( Sehr wahr ! )
Jeder Gesängnißdirektor , Jeder , der mit solchen Sachen zu

thun hat , muß anerkennen : es muß geradezu nach Kategorien
der Vergehen abgesondert und abgeheilt werden . In die oberste
Kategorie gehören die Gewohnheitsverbrecher , die zewerbsmäßi -
gen Verbrecher , die dürften z. B. nie und nimmermehr in Ein -

zelhaft genommen werden ; deren Arbeitskraft kann anders aus -

gebeutet werden , als die Anderer , sie verlangen eine andere

Disziplin : c. In die zweite Kategorie gehören Diejenigen , welche
Bergehen begangen haben , die nach der allgemeinen Anficht
entehrend find , und namentlich auch solche , denen die Ehrenrechte

schon in dem Erkenntniß selbst genommen worden sind . In die

dritte Kategorie gehören Diejenigen , die im Affekt gefehlt
haben , und in die vierte Kategorie gehören die sogenannten
Fahrlässigteitsvergehen und die sogenannten politischen Gefange -

Ein pädagogisches Buch .

Unter diesem Titel haben wir schon im März vorigen Jahres
in den Nrn . 30 und 31 des „ Vorwärts " ein für die Pädagogik
wichttges Buch besprochen ; *) heute nehmen wir Veranlassung .
bei dem Erscheinen der 4. Auflage eines andern Werkes des

nämlichen Verfassers einige Stellen aus demselben mitzutheilen .
Die Schrift : „ Methodik der Volksschule " , auf geschichtlicher Grund -

läge , von Dr . Friedrich Dittes , ist hervorragend eine Fach -

schrift , doch können auch Nicht - Pädagogen darin interessantes
Material genug finden ; wir besprechen sie aber besonders des -

halb , um den Geist zu zeigen , welchen der Verfasser , der sich

auch hier wieder als ein tiefblickender , vorurtheilsloser Mann

erweist , in die Schule zu bringen sucht . Auch ist dieses Buch

geeignet , die Wahrnehinung zu bestärken , daß in Oesterreich ( der
Verfasser ist Direktor des Wiener Lehrer - Pädagogiums ) , wenn

auch Regierung und Polizei mustergiltig - brutal gegen die auf -
keimenden Ideen vorgehen , doch in der Gelehrten ivelt ein etwas

mehr idealer Zug zu herrschen scheint , als bei uns . Denken wir

an Schäffle und andere .
Die „ Methodik der Volksschule " ist der Schlußstein zu einem

System der Pädagogik , welches der Verfasser in früheren Schriften
klargelegt und welches auch in Lehrerbildungs - Anstalten und

damit in der Volksschule allenthalben Eingang gefunden hat .
„ Sie ist das Ergebniß, " sagt Dittes in seinem Vorwort , „ an -

thropologischer Einsicht , allgemeiner Lebenserfahrung und viel -

fältiger Lehroersuche . Tausende haben an ihrem Aufbau mit -

gearbeitet , sie hat eine lange Entwickelungsgeschichte hinter sich,
kann daher auch nur aus historischer Grundlage völlig verstanden
und organisch fortgebildet werden . "

Die Methodik zerfällt in einen allgemeinen und einen beson -
deren Theil , und da in letzterem nur ausgeführt wird , was und

wie in der Volksschule gelehrt werden soll , derselbe also rein

fachlich ist, so können wir uns für den hier gegebenen Zweck auf
den ersten Theil beschränken , in welchem der Verfasser ganz be -

*) Grundriß der Erziehungs - und Unterrichtslehren von vr . Friedrich
Dittes . (Leipzig , Julius Klinkhardt . )

nen . Wenn ein derartiger Unterschied nicht gemacht wird , so
sündigt man meiner Ansicht nach gegen alles und jedes Rechts -
gefühl und sündigt auch gegen die öffentlich - Meinung . Die
öffentliche Meinung — ganz abgesehen von jedem Parteistand -
punkte — kann und will es nicht begreifen , daß Einer , der wegen
einer Beleidigung oder wegen irgend eines sogenannten politi -
schen Vergehens verurtheilt wird , der wegen Fahrlässigkeit ver -
urtheilt worden ist , in derselben Weis - behandelt wird , wie der
gewöhnliche Spitzbube , dem die bürgerlichen Ehrenrechte aber -
kannt worden sind , der ein Verbrechen begangen hat , welches nach
allgemeiner Ansicht entehrend ist.

Man soll nur nicht denken , daß das nicht auch einmal anderen
Leuten passiren kann , wegen politischer Vergehen verurtheilt zu
werden . Es hat der Herr Abg . Meinhold in der Ersten Kammer
darüber gesprochen . Meine Herren ! Ich will einmal den Fall
annehmen , daß irgend ein sehr consemtiver , höchst acht¬
barer Mann im Freundeskreis über Das und Jenes spricht ; er
spricht über gewisse neuere Einrichtungen , mit denen er sich durch -
aus nicht vertragen kann ; er spricht über das Ministerium ,
welches diese Neuerungen getroffen hat , in der Hitze in etwas
unehrerbiettger Weise , er kommt z. B. auf den Herrn Minister
Bismarck zu sprechen, es ist ihm Dies und Jenes an demselben
nicht recht ; er kommt ferner auf preußische Einrichtungen zu
sprechen , da ist erst recht viel zu tadeln . Wie leicht passirt es ,
daß da einer Etwas sagt , was eine Beleidigung enthält , wie
ungemein leicht , wenn man bedenkt , was alles jetzt unter Belei -
digung verstanden wird . (Heiterkeit . )

Meine Herren ! Wenn nun Einer zufälliger Weise denunzirt
und angezeigt wird , da ist es sehr leicht möglich , daß er in das
Gefängniß muß — z . B. bei dem bekannten Kapitel : „ Bismarck -
b- leidigung " wird unter so - und soviel Monaten Gefängniß
leider gar nicht mehr erkannt — ( Heiterkeit ) , daß auch einmal
Einer derHerren zu Gefängnißstrafe verurtheiltwerdenkann , ist nicht
unmöglich . Ich möchte nun wissen , ob der Herr Abg . Meinhold es ge -
rechtfertigt und für gerecht innerlich halten würde , wenn ein
Solcher , wenn er in die Gefangenenanstalt eintritt , den Bart
abgeschoren und die Haare abgeschnitten bekommt , (Heiterkeit ) ,
wenn er in die Gefängnißjacke gekleidet und wenn er gezwungen
wird , seinen Unterhalt , den er dem Staat schuldet , dadurch zu
verdienen , daß er mehrere Monate lang Düten kleben und
Strohabstreicher fertigen muß ? ( Sehr richtig ! )

Das würde eine Ungerechtigkeit sein ; und doch , was dem
Emen recht wäre , wäre dem Andern billig . Ich mache
sie noch ferner darauf aufmerksam : wir haben ja die
Fahrlässigkeitsoergehen , die die Leute in die Gefängnißan -
stalten bringen können . Wenn Einer ein recht hitziger Mann
ist , der seinen Knecht vielleicht einmal , weil er glaubt im Rechte
zu sein , mit einem Stock oder etwas Anderm über den Kopf
schlägt , so kann er sehr leicht nach Zwickau kommen , ungemein
leicht ; wenn Einer auf der Jagd einen guten Freund erschießt ,
wenn Einer ein vischen schnell mit schwefelhölzern ist und aus
Fahrlässigkeit einen Brand erzengt , so kann er ebenfalls wegen
Fahrlässigkeit in ' s Gefängniß wandern . Sollen denn nun
auch diese aus Fahrlässigkeit begangenen Bergehen in derselben
Weise bcurtheilt werden wie diejenigen , für welche die bürgerlichen
Ehrenrechte entzogen werden ? Nein , es ist mir nie ein
solcher Satz vorgekommen , der so unrichtig ist, der so wenig den
Sinn eines Gesetzes auffaßt , wie derjenige , den der Herr Justiz -
minister in der Ersten Kammer ausgesprochen hat , daß es un -
zulässig sei , die Verbrecher nach Kategorien in den Gefängniß -
anstalten abzusondern . Nein , es ist gesetzlich zulässig , die Ge -
fangenen nach den Kategorien ihrer Vergehen zu behandeln , und
es wird auch in allen Gefängnissen , die sächsischen nicht ausge -
nommen , so gehandelt . Es ist nicht nur zulässig , sondern auch
billig und gerecht.

Meine Herren ! Es wird dem Herrn Minister Beust vieles sehr
mit Unrecht in die Schuhe geschoben . Ich erkenne meinerseits
immer an , daß wir die ganze liberale Wirthschaftspolitlk , die
wir haben , eigentlich dem Herrn Minister Beust verdanken und
viele andere gute Gesetze ; das sächsische Preß - und Bereinsgesetz
waren viel besser als das Preßgesetz , welches wir jetzt haben und
das Vereinsgesetz , welches uns noch bevorsteht ; aber Etwas , was
dieses Ministerium nun und nimmermehr von sich wegwaschen
kann , das ist die Schmach , wie die politischen Maigefangenen
in Waldheim behandelt worden sind . (Verschiedene Braoos links . )

Das ist eine Schmach , die man ihm nicht vergessen wird , in

ganz Deutschland nicht , und ich möchte sagen : in der ganzen
gebildeten Welt nicht . Ich beurtheile immer den Eulturgrad eines
Volkes mit darnach , wie man die politischen Gefangenen beur -

theilt und behandelt , und fürchte ich nicht , trotz der Aeußerung
des Herrn Staatsministers Abelen , daß wir in dieser Beziehung
ähnlichen Zuständen entgegengehen wie wir sie unter dem Herrn
Minister Beust zu leiden hatten . (Vielfaches Braoo links . )

sonders auch für unsere Forderungen , wie : für die Allgemeinheit
der Volksschule , für Gleichheit der Erziehung sowohl der Klassen
als der Geschlechter , für Confessionslosigkeit der Schule ic . ein¬
tritt . „Nicht dadurch, " bemerkt DitteS zum ersten Punkte : „Nicht
dadurch , daß einzelne Individuen oder Gesellschaftsklassen zu
hoher Bildung aufsteigen , sondern dadurch , daß sich die Gesammt -
heit zu einem menschenwürdigen Dasein erhebt , wird das Glück ,
die innere Kraft , der feste Bestand der Staaten begründet . Eine
schroffe Scheidung zwischen Gelehrten und Unwissenden hat sich
zu allen Zeiten fast ebenso unheilvoll erwiesen , als der trennende
Gegensatz zwischen Priestern und Laien . Die Völker verlieren
dadurch die Einheit , den Gemeinfinn und zersplittern sich in
Bruchstücke , von denen ein jedes seinem eigenen Bortheile nach -
geht . Daher ist es thöricht , die Volksschulen zu vernachlässigen
und die Mittel - , Fach - und Hochschulen übermäßig zu begünstigen ,
jene in Dürftigkeit verkommen zu lassen , um nur diese reichlich
ausstatten zu können , was immer da vorzukommen pflegt , wo
die Völker entweder im Verfall begriffen sind , oder noch halb
in der Barbarei stecken und daher nach dem Glänzenden haschen .
Sorgt man aber für eine gründliche und allgemeine Elementar -

bildung , so giebt man der Nation innere Einheit und zugleich
allen begabten Kindern die Grundlage zu jeder höhern Äusbil -

dung . Die öffentlichen Mittel sind besser angewendet , wenn man
mit ihnen der gesammten Jugend aushilft , als wenn man sie

dazu verwendet , eine Menge mittelmäßiger Talente zum Ge -

lehrten - oder Künstlerthum emporzuschrauben .
„ Man bedenke aber noch , daß die Volksschule das einzige

Institut ist , welches ausschließlich der reinen Menschen - und

Nationalbildung gewidmet ist , während alle anderen Schulen ,
wie sehr man auch ihren allgemein humanen Charakter betonen
möge , doch schon eine entschiedene Richtung auf Berufs - und

Standesbildung haben . Es ist aber entschieden nachtheilig für
den Charakter der Jugend , ihr schon frühzeitig den allgemein
menschlichen und volksthümlichen Standpunkt zu entziehen und
sie auf Sonderinteressen hinzulenken . Dazu kommt noch, daß für
Kinder von 9 — 10 Jahren der Lehrstoff und die Lehrmethode
des Gymnasiums zu früh kommt . Für die Kinder im Volks -

schulalter eignet sich nur die elementarische , anschauliche , immer

Aus Berlin .

— 18 . Januar .
Mit nachstehenden vertrauensseligen Worten weist die „ Na -

tional - Zeitung " auf den Reichstag hin , der bekanntlich nun -

mehr sicher den 6. Februar eröffnet wird :

„ Wir sehen einer der wichtigsten Sessionen entgegen ,
die seit dem constituirenden Reichstag stattgefunden haben ;
mögen seine Ergebnisse unserem jungen Reiche zu andauerndem

Bortheil gereichen . Zwar unterschätzen wir die Hindernisse in
keiner Weise , die der Ausgestaltung der Reichseinrichtungen
entgegenstehen , aber wir glauben auch , daß selten und auf allen

betheiligten Seiten so viel guter Wille und Verständniß für
die Nothwendigkeit vorhanden waren , als dies bis jetzt der

! Fall ist . "
Nach diesen mit so großer Bestimmtheit ausgesprochenen

Worten scheint also doch ein vollständiges Uebereinkommen zwi -
schen Bismarck und den Nationalliberalen zwar nicht in Bezug
auf die ausposaunten Verwaltungsreformen aber doch in Bezug
auf andere Punkte zu Stande gekommen zu sein , und so dürfte
das deutsche Reich in nächster Zeit , wenn auch nicht mit neuen Jnstitu -
tionen , doch gewiß mit neuen Steuern überschüttet werden .

Auch die Fortschrittspartei durfte unter solchen Umstän -
den nicht zurückbleiben . Eugen Richter hatte sehr unüberlegt in
Breslau gehandelt , als er in dem Glauben , die Einigung komme

nicht zu Stande , den „Unversöhnlichen " gegen Bismarck spieste ;
jetzt erklärt der Abgeordnete Hänel in einem längeren Artikel in
der „Kieler Zeitung " , daß man von Seiten der Fortschritts -
Partei die Bismarckliberalen in den meisten Fragen unterstützen
werde . Eugen Richter muß es sich nun noch dabei gefallen
lassen , daß Freund Hänel weiter erklärt , Richter habe es ja
ebenso gemeint . Man sieht , es giebt entweder einen unheil -
baren Krach in der Fortschrittspartei oder , was das Wahrschein -
lichste ist, die Fortschrittspartei bleibt was sie immer war , ein

Schwänzchen des Nationalliberalismus . Der Hund
kuscht sich, das Schwänzchen wedelt zwar etwas oppositionell von

rechts nach links , kuscht sich aber nothgedrungen mit .
Der deutsche Handelstag hatte in seiner letzten Generalver -

sammlung den Beschluß gefaßt , hinsichtlich des Einflusses der

Gefangenenarbeit auf die freien Gewerbe eine Untersuchung
zu veranstalten . In Ausführung dieses Beschlusses haben sich
mehrere Handelskammern an die Direktoren der Staatsgefäng -
nisse gewendet und dieselben um die Beantwortung verschiedener
die Gefängnißarbeit betreffender Fragen ersucht . Bei der Wich -
tigkeit des Gegenstandes hat sich, wie verlautet , der Minister deS

Innern bereit erklärt , die vom Handelstag angeregte Unter -

juchung zu unterstützen und demzufolge die Gefängnißvorsteher
mit Anweisung dahin versehen lassen , daß sie den Anträgen der

Handelskammern durch sorgfältige und vollständige Beantwortung
der gestellten Fragen Folge zu geben haben . — Einen prat *
tischen Erfolg wird diese Enquete ebensowenig haben , als ihre
Borgängerinnen und das „schätzbare Material " wird an maß -
gebender Stelle doch nicht in ausgiebiger und richtiger Weise be -

nutzt werden . Dennoch sind alle derartigen Untersuchungen mit

Freuden zu begrüßen , weil schließlich auch uns , den Sozialdemo -
traten , das betreffende Material zugänglich gemacht wird und bei

einschlägiger Gelegenheit verwerthet werden kann .

Der Commandeur des preußischen Gardecorps , Prinz
August von Württemberg , hat ein unterthänigstes und über -

schwengliches Glückwunschschreiben an den Kaiser von Rußland
gesandt , m welchem er im Namen des Gardecorps die Sym -
pathie betont , mit der dasselbe den russischen Siegen folge. Daß
der Prinz Sympathie für Rußland und seine Siege hat , be -

zweifeln wir keinen Augenblick , daß die Gardisten , wenn sie in

Reih ' und Glied stehen , auch auf Commando solcher „ Sympa -
thie " durch einen Hurrahruf Ausdruck geben , ist ebenso gewiß ,
daß aber diese wackern Männer aus dem deutschen Volke in

ihrer Majorität im Herzen Sympathie hegen für die russischen
Barbaren , das glaube ich nicht . Tausende von Rheinländern
sind im Gardecorps , und diesen schlanken Söhnen des sonnig -
schönen Landes wird eher Grauen durch die Seele ziehen , als

Sympathie für die schlitzäugigen Kosacken , trotzdem dieselbe von
oben befohlen wird .

Die Berliner „Volkszeitung " ruft die Staatshilfe für die

Industrie an und zwar soll der Staat billige Nahrung durch
künstliche Fischzucht sc. ec. schaffen , dann sänken die Löhne und

dann würde sich die Industrie heben , nämlich in so weit , daß
sie mit dem Auslande glänzend concurriren könne . Daß solche
Argumente auf purem Schein beruhen , braucht man einem ver -

ständigen Menschen nicht des langen und breiten auseinander zu

setzen. Daß nämlich in anderen Ländern genau dieselben Expe -
rimente gemacht werden können , vergißt die „Bolkszeitung " , und

daß dann die Concurrenz immer wieder zu Ungunsten der Lan -

den Standpunkt der Schüler berücksichtigende (subjektive ) Methode ,

nicht aber die wissenschaftliche , oft abstrakte , wesentlich von der

Natur des Lehrfaches bestimmte (objektive). So lange der Knabe

noch überwiegend auf der Stufe des conkreten Vorstellens steht ,

für das begriffliche Denken noch nicht reif ist , wird ihm ein

praktisch geschulter Elementarlehrer bessere Dienste leisten , als

ein überwiegend in der Gelehrsamkeit lebender Professor .
„ Nach alledem dürfte es zweckmäßig sein , die Knaben nicht

vor erfülltem 12 . Lebensjahre in höhere Schulen aufzunehmen .
In diesem Alter nämlich können diejenigen Schüler , denen alle

Umstände günstig sind , das durchschnittliche Ziel der Volksschule
erreicht haben , und dies sollte man jedenfalls zur Borbedingung
der Aufnahme in ' s Gymnasium u. s. w. machen . Diese Modi -

fikation unseres jetzigen Schulwesens würde viele und bedeutende

Bortheile haben . Man würde nicht mehr leiblich und geistig
schwache Kinder mit Bildungsaufgaben belasten , denen sie nun

einmal nicht gewachsen sind ; die Gymnasiallehrer würden von

einer Sisyphusarbeit befreit sein ; der fortwährende Grenzstreit
und Hader zwischen Volksschule und höheren Schulen würde

aufhören ; es würden nicht so viel junge Leute durch lieber -

anstrengung physisch , geistig und moralisch zerarbeitet und aller

Lebensfreude beraubt werden ; es würden fich nicht so viele

Knaben , die gar keinen Beruf , das heißt kein Talent zum Stu -

diren haben , in die höh - rn Schulen drängen ; es würden nicht
die Unterklassen der Letzteren überfüllt und die Oberklassen leer

sein - es würden nicht eine Menge Knaben die betretene Bahn

höherer Bildung auf halbem Wege oder noch früher verlassen

müssen und statt ewer einfachen , aber doch abgerundeten Ele -

mentarbildung nur einige , wenig nützliche Fragmente höherer
Bildung erwerben , die Hochschulen würden nicht so viel unreife

und abgetriebene Individuen unter ihren „ Bürgern " zählen als

bisher ; man würde weniger Studirende , aber eben deshalb auch

weniger Gelehrtenproletariat und weniger schwache Geister in

wichtigen Stellungen haben . � .
„ Wie wir also eine unverkürzte Entwickelung der Volksschule

wollen , so müssen wir uns auch für möglichste Einheit derselben
aussprechen . Demgemäß machen wir vor Allem keinen wesem -

lichen Unterschied zwischen städtischen und ländlichen Volksschulen .



d�z ausfällt , in welchem die niedrigsten Löhne gezahlt werden ,
will das Blatt im Interesse des Kapitals auch nicht wissen .
Hoher Lohn , gute Nahrung , große , aber vernünftige Bedürf -
nisse bei den Arbeitern erzeugen die Blüthe der Industrie und

somit auch die Blüthe eines Landes , sie befähigen die Arbeiter
in Qualität und in Quantität Bedeutendes zu leisten . Und da -
mit Punktum !

So�iulpolitiWe Uederstckt .
v

" *}} geistigen Waffen " . Ein Bourgeois Anspielung auf die Änklagebehördi, welch : erst kürzlich den Be -

i ?er veröffentlicht in Bourgeoisblättern griff der indirekten Majestätsbeleidigung entdeckt habe . Der Ge -

richtshof faßte hingegen die vorstehende Einleiwng folgender -

— Nichts Neues unter der Sonne ! Albernes Wert , die „tapfern " Rumänen . Kein Wunder , daß die Gefangene » Z>

Wir wetten , nachstehendes Jnterpretationskunststückchen ist noch Hunderten sterben , und daß wohl nur wenige die „ Humanität " ,

nicht dagewesen . Es wurde in dem SOfachsn Prozeß gegen den in deren Namen „Bäterchen " die Waffen ergriffen hat , über -

Redakteur der „Berliner Freien Presse " , Genosse Finke , verübt , leben werden . —

und vom Berliner Stadtgericht , siebente Deputation . Die Sache

verhält sich so: In Nr . 166 der „Berliner Freien Presse " be -

fand sich c . n Artikel , der mit den Worten begann : „ Um uns

keiner ind rekten Majestätsbeleidigung schuldig zu machen , citiren

wir ohne weiteren Eommentar nach der „Vossischen Zeitung " .

In dieser Einleitung� erblickte der Bertheidiger Finke ' s nur eine

„ Ein sehr wirksames Mittel gegen sozialdemokratr , che Volks -
Versammlungen wird in Plauen i . V. angewendet , sobald näm¬
lich dort einer der be- , resp . gerühmteren Agitatoren austritt ,
um in der üblichen Weise die Arbeiter gegen ihre Arbeitgeber

maßen auf : Weil dast : ht : „ Um uns keiner indirekten Mrjestätsbe -
leidigung schuldig zu machen " , muß jeder Leser zu der Ueber -

zeugung kommen , daß wenn wir aussprächen , was wir möchten ,
dies eine Majestätsbeleidigung werden würde : indem wir dies

~ ■ - at . . . . . . .r i , pr _ _ _ c ; . cm I « .
Zu erregen , geht ein großer Theil der Fabrikanten eben - nun unter Hinweis darauf unterlassen , ist die Majestät in -

falls in die betreffenden Versammlungen , wenn auch zu - direkt beleidigt worden . Denn man spricht ( oder rich -
nächst nur , um sich an den sogenannten „Prinzipien " zu erlaben , tiger man würde sprechen , wenn man so sprechen würde , wie
Die Anwesenheit der Genannten hat aber auch zur Folge , daß man sprechen möchte , wenn man nämlich so möchte , wie das
deren Arbeiter sich äußerst maßvoll halten und fich nicht Berliner Stadtgericht möchte , daß man gemocht haben möchte )
in Uebertreibungen ergehen , welche oft angestrebt werden . Rechnet — denn man spricht von einer Sache , die einen Borw nrf
man hierzu noch , daß an manchen Orten die Saalbesitzer der - gegen die Majestät enthalten soll . Daher erscheinen drei

artigen Versammlungen ihr Lokal verweigern , so er - Monate Gefängniß durchaus gerechtfertigt . " Wir greifen uns an

giebt sich , daß aufrührerischen ( ! ) Bestrebungen auf dem den Kopf und besinnen uns , daß wir in Deutschland sind im

friedlichsten Wege ein Damm entgegengestellt werden Reich der Gottesfurcht und frommen Sitte , und im „ Staate des
kann . " deutschen Berufs " par exeellenee .

Also 1) Einschüchterung der — Lohnsklaven durch das sprich -
wörtliche „ Auge des Meisters " - ( the masters eye ) - . durch
durch die überwachenden Spaherblicke der gestrengen Hrn . Sklaven -
beiider 2 ) Verweigerung der Lokale .

Daß ersteres Mittel die skandalöseste , von unseren Gegnern
hartnäckig geleugnete Abhängigkeit der Arbeiter von den Ar -
beitgebern voraussetzt , scheint der geniale Rezeptmacher nicht zu
ahnen , wie auch nicht, daß tausend „ Brandreden " in ebenso viel
Massen - Volksversammlungen den geistigen und moralischen
Bankrout der Bourgeoisie nicht annähernd so erfolgreich de -
monstriren könnten , wie dieses geistreiche Rezept .

— Die Betheiligung der Schweiz an der Pariser
Weltausstellung nimmt

'
bedeutende Ausdehnung an . Der

Werth der Ausstellungsobjekte , ursprünglich auf >/z Million

taxirt , beträgt jetzt schon 3>/z Million . Insbesondere strengt
sich die Uhrenindustrie an , die Scharte von Phila -
delphia auszuwetzen . Der für die Maschinenhalle ange -
wiesene Raum ist um die Hälfte zu klein . Anstatt 700 in Aus -

ficht genommene Aussteller meldeten sich 1000 . Auch die Baum -
wollen - und Seidenindustrie , letztere namentlich von Zürichern ,
wird ehrenvoll vertreten sein ; ebenso das Züricher Handwerk

, und die Landwirthschaft . — So beschämt die kleine Schweiz in
�kverall Sozialdemokratie . In einer Sitzung des dem friedlichen Wettkampf das große , herrliche , einige ,

ruhmreiche , glückliche „deutsche Reich " unserer Nationalliberalen .
- - - - -- - 0 - - -- v. . . � viim wi�uuy

deutschen Landwirthschaftsrathes , der auch der Minister Frieden -
thal beiwohnte, schlug ein Mitglied aus Holstein verschiedene
Thesen zur Annahme vor . In einer derselben hieß es , daß der
Lohn für die ländliche Arbeit derartig ausreichend sein müsse ,
um nicht nur die Bedürfnisse des Arbeiters und der Seinigen
in der Gegenwart zu decken , sondern ihn auch gegen die aus
Erkrankungen , Invalidität und Alter entstehenden Calamitäten
zu schützen . Darob erhob sich großes Geschrei und eine lebhafte
Opposition wurde rege . Die Herren Reichstagsabgeordnetcn für
Berlin von Saucken- Tarputschen , ein Fortschrtttsmann und der
Reichstagsabgeordnete Richter - Tharand erklärten solche Thesen
für sozialdemokratisch angehaucht und ließen sie in eine Com -
Mission begraben . Bei dieser Sorte von Abgeordneten wird bald
sogar das Bestreben , Luft zu schöpfen , als ein sozialdemokra -
tisch angehauchtes Manöver betrachtet werden .

— „ Die neue christlich - soziale Partei " . Unter dieser
Ueberschrist bringt die „Deutsche Allgemeine Zeitung " einen Leit¬
artikel , der in höchst ängstlicher Weise den Herrn Hofprediger
Stöcker und Genossen warnt , nicht so weit gehende Forderungen
wie zum Beispiel das Recht auf Arbeit zu stellen . Die
„Deutsche Allgemeine Zeitung " mag sich in ihrem manchesterlichen
Gewissen nur beruhigen . Phrase , nichts als Phrase ! Denn wer
als eine soziale Forderung das Recht aus Arbeit hinstellt�, der
muß auch die Pflicht zur Arbeit in sein Programm auf -
nehmen und dafür werden sich Herr Hofprediger Stöcker sowohl ,
wie seine Mitpriester nicht begeistern .

— Die englische Thronrede , mit welcher das Parlament
am 17 . d. eröffnet wurde , ist außerordentlich zurückhaltend : bis

jetzt hat keiner der beiden kriegführenden Theile , weder Rußland

noch die Türkei , etwas gethan , was England zwingen könnte ,
_ . . aus seiner Neutralität herauszutreten , aber — man kann für

zu schützen . Darob erhob sich großes Geschrei und eine lebhafte die Zukunft nicht stehen , und England muß auch für den Fall ,
Opposttton wurde reae . Die Herren für daß es genöthigt sein könnte , aus seiner Neutralität herauszu -

treten , Borbereitungen treffen . Das ist so friedlich wie

möglich ; und zu gleicher Zeit so kriegerisch wie möglich .
Welcher Art die geplanten Vorbereitungen sind , wissen wir noch
nicht ; ebenso wenig , wo der Punkt liegt , an welchem die englische
Neutralität aufhört . Bon besonderem Interesse für uns Deutsche
ist die offiziell dem Parlament gemachte Mittheilung , daß der

diplomatische Vermittlungsversuch nach dem Falle von Plewna
durch die deutsche Reichsregierung vereitelt worden sei, auf

t - welche damit die Verantwortlichkeit für alle seit jener Zeit ver -

übten Kriegsgreuel gewälzt wird .

Die Thronrede erhält einen praktischen Eommentar durch die

Thatsache , daß die englische und östreichische Regierung als

Garantiemächte des Pariser Vertrags in Constantinopel , und

England auch in Petersburg gegen jeden Separatfrieden und

gegen jede Abänderung des Pariser Friedensvertrags ohne ihre Zu -
stimmung protestirt haben . Durch diesen Schritt ist Oestreich
formell aus dem Dreikaiserbund ausgetreten unv hat diesen
also gesprengt . „ England steht nicht allein " , sagte Dis -
raeli in der Adreßdebatte ; ob er außer Oestreich noch eine

— Herr Tessendorff hat wieder einmal eine unsterbliche andere Macht , vielleicht Frankreich im Sinn gehabt haben
THatjjeleistet . Er macht bekannt : In der Untersuchung wider mag ? —

Fügen wir zu dem Obigen hinzu , daß noch kein Waffen -
stillstand geschlossen ist , dann drängt sich der volle Ernst der

Lage uns auf .

den Sattler Coenen und Genossen ist durch die Erkenntmsse des

Stadtgerichts hierfelbst vom 22 . Januar 1875 , beziehungsweise
des Appellationsgerichts zu Frankfurt a. O. vom 20 . November
1877 angeordnet worden : daß der „ Verein für Sattler und
Berufsgenossen " , soweit derselbe sich auf Länder im Gel¬
tungsbereiche des preußischen Bereinsgesetzes vom 11 . März1850 erstreckt , zu schließen sei. — Wenn seine Berufsgenoffen
nicht bald dafür sorgen , daß Tessendorff , wie der Herr Polizei -
rath Pick m Berlin , einen Lorbeerkranz erhält , so müssen wir ,
als seine glühendsten Verehrer , ihm denselben übermitteln . Ein
Lorbeerkranz auf dem Haupte des Herrn Tessendorff — selbst
der alte Homer würde fich darüber freuen .

— Die Behandlung der türkischen Kriegsgefangenen
ist eine geradezu barbarische ; nicht nur daß keine Maßregeln ge -

troffen sind , die Unglücklichen gegen die Härten der Witterung

zu schützen , man maltraitirt sie auch direkt in der abscheulichsten
Weise , läßt sie hungern und dursten , nachdem man ihnen ihr
Geld abgenommen , zwingt sie, die meist Barfüßigen , weite Strecken

durch Schnee und Kälte zu marschiren u. s. w. Am ärgsten
treiben es , nach dem Bericht des englischen Arztes Dr . Baker ,

Der Name „Bürgerschulen " ist entstanden in einer Zeit , wo der
freie Städter einen Gegensatz zum unfteien Bauer bildete , wo
ersterer mehr Bildung bedurfte , begehrte und empfangen konnte ,
als letzterer . Da hatte es einen Sinn , die „Bürgerschulen " von
den Land - oder Bauernschulen zu unterscheiden . In unserer
Zeit ist diese Unterscheidung im Wesentlichen nicht mehr haltbar ,
sie erscheint als ein Anachronismus , als ein spießbürgerlicher
Zopf . Freilich werden die Volksschulen nach örtlichen Verhält -
nissen mannigfach gegliedert , ein - bis achtklassig sein ; aber alle
haben nahezu gleiche Schulzeit , Schüler desselben Alters , über -
Haupt wesentlich gleiche Grundbedingungen und auch wesentlich
gleiche Ziele . Die Meinung , daß die Landschulen weniger der
Hebung bedürsten , als die Stadtschulen , daß man für jene ins -
besondere auch die schwächsten Lehrer verwenden könne , ist ein

in nfrer Un� gefährlicher Jrrthum . Gerade da, wo noch wenig
hrrh *n. 8' ®eni0 Anregung und Gelegenheit zu geistiger Selbst -
<m«s . ftf " lmnun8 ' wenig Sinn für edle Unterhaltung in den
*nriStAi wenig Berständniß für volkswirthschaftliche und

wo prozeßsüchtige Advokaten , Winkelfchreiber ,
Zu°cks°lber. Pfaffe und �Schwindler aller Art das leichteste

tiger Lehrer' �P�a ist ein - gut - Volksschule und ein tüch -

(Fortsetzung folgt . )

— Eine sehr tinnige Die Blätter schreiben : „ Dembekannten Berlwer Ponznrath Pick , welcher vor einigen Tagen seinLöjähriges Jnlibäum des Emtrutz in die Eriminalpolizei feierte ,wurden Seilen ? der Beamten des Berliner Polizei - Präsidium ? zahl -reiche Beweise ihrer Liebe und Anhänglichkeit zu Theil . Eine Depu -dation der Criminalschutzleute uberbrachte ,hm einen Lorbeerkranz ." Die Criminal - Commissare überreichten ihm einen sehr werthvollen sil -bernen Pokal und einen aus 25 �Überblättern bestehendenLorbeerkranz . " — Ob der elftere von den Schutzleuten gewidmeteKranz auch aus Silber war , steht nicht geschrieben ; jedenfalls wäre esdem Herrn Pick angenehmer gewesen , Ms wenn die Schutzleute ihm denimmergrünen Lorbeer um d»e Stirn gewunden hätten . — UebrigenS

kann Herr Pick recht stolz sein — es giebt vur sehr , sehr wenige Leute ,

deren Haupt schon bei Lebzeiten der Lorbeer schmückt .

— Der Berein für deutschen Gewerbfleiß in Berlin , dessen

Vorsitzender Minister a. D. Delbrück ist , hat 3000 Mark für die beste

Lösung der Frage , wie das gesundheitswidrige Glycerin im Biere am

leichtesten bis auf 0,05 zu ermitteln sei , auszusetzen beschlossen . An

genannter Summe betheiligt sich der Verein mit 1100 M„ während
der deutsche Brauerbund 1500 M. und die amerikanischen Brauer

400 M. gestiftet haben .

Abgeblitzt ! Die Neue Berliner Pferdebahnzesellschaft wollte den

„ berühmten " Dr . Stroußbcrg als Geschäftsführer anstellen . Stolz
wie ein Spanier aber , antwortet derselbe , daß es ihm nicht einfalle ,
„je seine Selbstständigkeit irgendwie aufzugeben . " — Der „ arme " Mann

hat gewiß sein Schäfchen im Trockenen und verfolgt „ höhere " Ziele ,
als daS eines Geschäftsführers eines so kleinen Unternehmens , wie es

doch eine Pferde - Eisenbahngesellschaft in den Augen de ? „ Eilenbahn -

königs " eigentlich ist . Stroußbcrg denkt aber auch vielleicht , daß von

der Locomotive auf das Pferd kein größerer Abstand ist , wie von

letzterem auf den Hund .

— Die „ Dresdener Nachrichten " haben einen köstlichen Schwupper

gemacht . Als sie den Tod des Königs von Italien besprachen , be -

merkten sie : „ Viktor Emanuel trug bei Lebzeiten zwei Beinamen :

„ König Ehrenmann " nannten ihn seine Verehrer , „ re galantuomo " alle

die , die alle um seine zahllosen Liebesabenteuer wußten . " — Wir wür -

den un ? freuen , wenn der Herr Literat der „ Dresoener Nachrichten "
uns einmal den Unterschied zwischen einem Langohr und einem Esel

auseinandersetzte .

— Dr . Eugen Dühring rächt sich jetzt für die wissenschaftliche

Abfertigung , die ihm von Seiten unseres Freundes Engels geworden

ist , durch untermehring ' sches Geschimpf auf den „ Marx ' schm Sozialis -
mus " . So ziemlich das ganze Sch ' Mpflexikon wird erschöost . Hätten
wir mit dem unglücklichen Menschen , der offenbar an Größen - und

Verfolgungswahn leidet , nicht tiefes Mitleid , so würden wir uns über

hiese gründliche — Selbstvernichtu ' ig , die ihm sogar den Beifall der

„ Magdeburger Zeitung " eingebracht hat , freuen müssen . So können

wir nur sagen : von den Todten foll man nichts Uebles reden .

— Russische „ Humanität " und „ Cultur " . Dr . Adolph

Fenykövy , ein Ungar , der als Arzt türkische Dienste genommen

hatte , wurde bei Plewna gefangen und nach Nowgorod trans -

portirt . Die Familie des Arztes hatte die Intervention de ?

Grafen Andrassy angerufen , in Folge dessen Dr . Fenykövy frei¬

gelassen wurde . Er befindet fich nunmehr in Pest und richtet
an die Redaktion des „Pesti Naplo " ein Schreiben , welchem wir

die folgenden Einzelheiten entnehmen :
„ Ich war , so schreibt Dr . Fenykövy , zuletzt in Dubnik bei

Plewna der Abtheilunz Achmed Hifzi Pascha ' s als Arzt attachirt .
Der Pascha vertheidigte die offene , nicht ganz vollendete Redoute

mit 3800 Soldaten , während die angreifenden Russen 40,000

Mann und 82 Geschütze zur Verfügung hatten . Das kleine

Häuflein des Paschas vertheidigte die Redoute durch 11 Stunden ,

man darf wohl sagen mit übermenschlicher Kraft . Der Kampf
dauerte vom Morgen des 24 . November bis zum Abend , um

welche Zeit den Türken die Munition ausging . Air hätten ge -

rettet werden können , wenn aus dem eine Stunde enffernten

Telisch Entsatz gekommen wäre ; aber Ismail Hikki Pascha , der

in Telisch commandirte , ist ein Freund des Trinkens und kam

uns nicht zu Hülfe . Unsere Situation wurde unhaltbar , und

wir mußten um 5 Uar Abends an zwei Stellen der Redoute die

weiße Fahne ausstecken . Das Feuer wurde hierauf von den

Russen für einige Zeit eingestellt , so lange nämlich , bis Achmed

Hifzi Pascha mit feinen Getreuen die R- doute verließ und die

Waffen dafelbst niederlegte . Kaum aber waren wir draußen , so

begann — ich weiß nicht aus welchem Grunde — das Feuer

der Russen wieder gegen uns völlig Wehrlose zu spielen . DaS

war ein entsetzlicher Anblick . Ich lief zum russischen Comman -

danten , ihn im Namen Gottes bittend , er solle auf die capitu -

lirenden , wehrlosen Menschen nicht schießen lassen ; aber mein

Bitten war vergeblich , und es hat nicht viel gefehlt , so wäre

auch ich einer Kugel zum Opfer gefallen . In wenigen Augen -

blicken stand die Redoute in Flammen , ein Theil unserer Hab -

seligkeiten verbrannte , der andere fiel den Russen als Beute zu .

Die meisten unserer Verwundeten befanden sich in der Redoute ,

in der sogenannten ebenerdigen Kaserne , und kamen dort um

als Opfer russischer Barbarei . Es erfaßt mich Entsetzen , wenn

ich an die Scene zurückdenke. Wir konnten insgesammt nur

65 Verwundete retten , mit diesen zusammen blieben von den

3800 Türken blos 1600 am Leben , von den 180 türkischen

Offizieren blieben nur 40 übrig . Also mehr als zwei Drittheile
der Türken sind gefallen . Wir kamen nun in russische Gefangen -

schaft und blieben durch zwei Tage ohne Wasser und Brod ; die

Nacht verbrachten wir unter freiem Himmel , ohne Stroh und

ohne Feuer ; wir schmiegten uns dicht aneinander wie die Schafe ,
um uns so nothdürftig gegen die Kälte zu schützen . Aber auch
in dieser Situation sollten wir nicht lange bleiben . Die vor

Kälte klappernden und durch Hunger geschwächten Türken wurden

mit gezückten Bajonetten vorwärts getrieben auf das Schlacht -

feld , wo sie die gefallenen Türken begraben helfen sollten . Ich
war dort zugegen und habe mit meinen Augen gesehen , daß fich
unter den Todten viele nur ganz leicht Verwundete befanden und

bei geringster Hülfe hätten gerettet werden können . "

— In Berlin wurde am 17 . d. Morgens um 7 Uhr der

verantwortliche Redakteur der „Berliner Freien Presse " , Paul

Dentler , in seiner Wohnung verhaftet und in Untersuchungs -

Haft übergeführt . Zwei Tage vorher war demselben eine Bor -

ladung überreicht worden , welche u. A. auch auf wiederholte

Majestätsbeleidigung lautete , was jedenfalls als Grund der Ver -

Haftung angesehen werden darf . ( Dentler ist inzwischen auf

ärztliches Zeugniß hin wieder freigelassen worden . )

— Unsrer heutigen Nummer ist eine Beilage beigefügt , ent -

haltend die beiden Gesetzentwürfe über die Abänderung der Ge -

Werbeordnung und Einführung der Gewerbegerichte . Die beiden

Gesetzentwürfe sind gleichfam die Antwort auf das von den fo-
zialistischen Abgeordneten in der vorigen Reichstagssession ein -

gebrachte Arbeiterschutz gesetz — eine Antwort , mit welcher im

Allgemeinen wohl die Arbeitgeber nimmermehr aber die Arbeiter

zufrieden sein können . Eine eingehende Besprechung der Gesetz -
entwürfe behalten wir uns vor .

Aus Nordamerika .
Rewyork , 1. Januar 1878 .

Der Ausstand der Newyorker Cigarrenmacher ist nicht , wie

ich Ihnen in meinem Letzten meldete , so gut wie gewonnen , son -
dern dadurch in ein neues Stadium getreten , daß die Arbest -

geber einen allgemeinen Ausschluß ( loelc - out ) beschlossen haben .
Sie wollen dadurch die noch beschäftigten Arbeiter brotlos ma -

chen und verhindern , wie bisher zehn Prozent ihres Verdienstes

zur Unterstützung der feiernden Genossen zu steuern . Es wird

ihnen zwar schwerlich gelingen , die Mehrheit der Fabrikanten

zum Einstellen der Produktion zu bewegen , wohl aber genug

derselben , um die Maßregel fühlbar zu machen . Sie — d. h.

die Urheber der Maßregel , die reichsten Firmen — haben fich

vorher durch Aufkauf den besten Tabak gesichert und für die

kleinen Firmen nur den schlechteren übrig gelassen , um diese
- ■ ~ ™ r r < — .- - - - TOnrftfm abtu *UCUICU UIUUCU uut wws »»v»,

f " ä ihnen vom guten "eine Portion abzu -

lassen , zu bestechen . Aber auch diese und andere solche Schand -
~ ' "" 1

die Unter -
maßregeln werden zu Schanden werden , wenn oic um

stützungen des Strikes wie bisher noch kurze Zeit andauern .

In Buffalo ist jüngst einer von den Juli -Ausftändigen zu

sieben Jahr Zuchthaus verurtheilt worden . Andere Berurthei -

lungen find in Pennsylvanien erfolgt . Dort ist nunmehr auch

der zwölfte der Molly - MaGuires endgültig zum Tode verur -

theilt worden . In Canada fand kürzlich ein siegreicher AuS -

stand der Canal - Erdarbeiter statt . Der bis jetzt ungewöhnlich
mikde Winter bat nämlich erlaubt , die� Arbeiten — � — ; i -

an der Erweite -

runa canadischen Canäle fortzusetzen , welche die großen
rung oe � � ' t . . . «_ _ __ _ ,i „h dem Meere verbinden . Eine

m dem Vor7n ftrom - und dem Meere verbinden
Seen mit dem Lorenz . iro - ncmu vrin .. .

neue Vereinbarung der pennsyloanischen Kohlenlords , um die

Kohlenpreise hinaufzutreiben durch Einstellung des Betriebs , tritt

vom Januar an in Kraft , und die ganz ausgehungerten Arbeiter

müssen wieder längere Zeit feiern . — Unter den zahlreichen

Sparkassen . Lebeiisversicherungs - und Bankanstalten , welche neuer -

dings gebrochen sind , waren zwei Fälle , welche großartiges

Elend verbreiten : der Bankrott der Greenebaum ' schen Anstalten

in Chicago und Newyork , und der der Newark ( N. I . ) Savings

Institution . Die letztere hat von den dreizehn Millionen

Dollars Einlagen vorher zwei und ein Fünftel Millionen

heimlich an ihre Günstlinge zurückbezahlt , verspricht 20 Prozent

am 1. Januar und den Rest , sobald „die Zeiten sich bessern " ,

d. h. auf den St . Nimmertag .

f�en Tage des Jahres hat der Congreß der (poli -

tischen ) Arbeiterpartei der Bereinigten Staaten in Newark seine



sechstägigen Sitzungen beendet . Cs treten 29 Sektionen durch
42 Delegaten vertreten — mehr als man bei jetzigen Zeiteie
und der Spaltung der Partei hätte erwarten sollen . ( Tie öko¬

nomische Fraktion , welche vorläufig für Enthaltung von Wahlen

ist , war fast gar nicht vertreten . ) Die Verhandlungen waren

schleppend , wegen den verschiedenen parlamentarischen Gewohn -
heiten der vier anwesenden Nationalitäten , aber dennoch erfolg -
reich im Sinne der Mehrheit und legten ein ehrendes Zeugniß

Erfolg . Desgleichen fand Ende Dezember eine Versammlung in

Zwickau statt , in welker Herr Volkmar aus Dresden das

Referat übernommen hatte . Diese Versammlung war von über

400 Mann besucht , und wurde dem Vortragenden reicher Beifall

zu Theil . Wir können mit den Erfolgen unsrer ersten Agitation
zufrieden sein . In aller Kürze will ich noch eine kleine Mit -

theilung über den hiesigen Reichstreuen Verein machen . Derselbe
tagte am 30 . Dezember im Deutschen Haus , und erstattete Herr

vom Tenksortschritt der Sektionen und der Ausbreitung der Lehrer Arnold aus Oschatz Bericht über den Geraer Congreß .

Partei ab . Tie genaue Statistik der Partei lag nicht vor und Die Versammlung war von 40 Mitglieder besucht , und doch

wird bald mitgetheilt werden . Es wurde an der Platform
( Programm ) nur die Wortfassung geändert , um sie den Engli -
schen verständlicher zu machen , und einige politische Grundsätze ,

zählt der Verein " 400 Mitgliedern . Es wurde beschlosien , auf
6 Exemplare der „ Sozialen Frage * von M. Hirsch zu abon -

niren und dieselben nicht etwa unter die Mitglieder , sondern
wie z. B. die Einführung der direkten Volksgesetzgebung , einge - unter die Arbeiter zu vertheilem Nur her damit . I . S. '

schaltet . Dagegen erlitt die Verfassung der Partei mehr , und

die Oiganisations - Satzungen ganz durchgreifende Veränderungen
im cemralistischcn Sinne , wie fie einer jungen politischen Partei
hierzulande nothwendig find . Der Geist der Versammlung zeigte
sich jeder VerWässerung der Grundsätze und jedem Zusammen -
gehn mit anderen Parteien abgeneigt , und wenn die schärferen
Maßregeln in diesem Sinne auch abgelehnt wurden , so blieb

doch die eine wichtige Bestimmung stehen , daß Niemand von

der Partei als Kandidat aufgestellt werden dürfe , der nicht min -

bestens ein Jahr Mitglied gewesen ist. Einige westliche Sek -

tionen , welche bisher wenig geneigt waren , >fich eine strenge
Parteidisziplin (gefallen zu lassen , traten hier entschieden für
eine solche in die Schranken . Sie haben also bereits aus der

Erfahrung etwas gelernt . Unter diesen Umständen ist — zwar
keine gegenwärtige Wiedervereinigung der Fraktionen zu er -

warten , da die Bitterkeit der Wortführer gegen einander trotz
allen Waffenstillstands noch immer größer ist als die Feindschaft
gegen den gemeinsamen Feind — aber doch ein friedliches
Nebeneinandergehen , welches später zu einer Verschmelzung
führen mag , wenn die Verfolgung durch den gemeinsamen Feind

kräftiger austritt . Es ist immerhin traurig , daß man erst noch
darauf warten muß .

Wenn der „ Vorwärts * unsere hiesige Partei hin und wieder

wegen ihres politischen Vorgehens belobt , so vergißt er , daß es

einer Ermunterung dazu bei Amerikanern nicht bedarf , daß viel -

mehr große Vorficht vonnöthen ist, wenn die neue Partei nicht ,
wie jede bisherige Arbeiterbewegung hierzulande seit dreißig
Jahren zu Grunde gerichtet werden soll . Außer manchen an -
dern Beweisen hierfür , welche ich Ihnen früher mitgetheilt habe ,
braucht man nur die eine Thatsache zu bedenken , daß das

stimmgebende Volk hier direkt oder indirett etwa eine Viertel «
Million Aemter durch Wahl besetzt . Da nun die Aemter

theils bei einem Siege einer andern Partei , theils überhaupt
möglichst oft neubesetzt werden , so gibt es mindestens eine halbe
Million Gewerbspolitiker , welche halb militärisch organi -
sirt sind . Diese riefige Armee abgefeimter , meist redegewandter
und in allen Schlichen erfahrener Bewerber um die Stimmen
des Volkes drängen sich in jede neue Parteiorganisation ein , um

sie entweder zu verrathen , oder sich mittels ihres „Sttmmviehes *
( voting cattle ) für den Fall eines Sieges der neuen Partei dem

Meistbietenden zu Gebote zu stellen . Gerade jetzt aber , da die

Arbeiterbewegung die englisch redende Bevölkerung zu gewinnen
sucht , welche noch ganz auf dem Standpunkte von Schultze -
Delitzsch steht , kommt Alles darauf an , die Grundsätze der

Partei streng fest und die proletarische Natur der Bewegung
ganz rein zu erhalten . Die Greenoack - Partei , welcher reiche
Geldmittel ihres PräsidentschastS - Kandidaten , des „Arbeiterfreun -
des * Peter Cooper zu Gebote stehen , sucht überall sich in un -

sere Sekttonen einzuschleichen , um ihr Ziel zu verrücken , oder

doch unsere Bewegung zu vereiteln , und wir haben leider viel

zu wenig Agitatoren , die des Englischen mächtig sind , um ihnen
entgegenzuwirken . Dieser Uebelstand ist jetzt aber allgemein er -

kannt , wie sich auf dem Congresse zeigte und wird wohl bald

ein Ende nehmen . Das neu zu gründende englische offizielle
Parteiorgan wird zum Redakteur den Genossen Mac Jntosh ,
einen fähigen und ehrlichen Mann erhalten , und in Eincinnati ,
wohin die Executive verlegt worden ist , fehlt es nicht an Agita -
toren englischer Zunge von demselben Charakter .

Bei dem großen Brandunglück , welches am 20 . Dezember
in Newyork die Greenfield ' sche Candies - Fabrik und mit ihr eine

noch unbekannte Anzahl Menschenleben ( meist deussche junge
Burschen und Mädchen ) vernichtete , scheint die Coroners -

Untersuchung ohne bestimmtes Ergebniß zu bleiben . In
einer der engeren und lebhaftesten Handelsstraßen der unteren
Stadt vernichtet eine unaufgeklärte Explosion ( wahrscheinlich von

Petroleum , womit das Gebäude beleuchtet war ) eine vierstöckige ,
von Arbeitern angefüllte Fabrik , setzt fie in Brand sammt einem

oder zweien der Nebenhäuser , in einer unglaublich kurzen Zeit
ist Alles ein hoher Haufen lodernder Ruinen - und noch heute
ist die Ursache nicht aufgeklärt , obschon die Eigenthümer sich ge -
rettet haben ! Nichts als die sträflichste Nachlässigkeit kann Ur -

fache sein . Dennoch ist die Entdeckung — wie es scheint durch
Bestechung von Zeugen — so gut wie verhindert ! !

Der frühere Vereinigte Staaten Gesandte Washburne in

Frankreich ist von den Großkapitalisten angestiftet worden , eine

Vortragsreise durch unsere Großstädte zu halten , um die Pa -
riser Commune auf ' s Schwärzeste zu schildern . Merkwürdig
dabei ist nur , daß sein Vortrag merst aus bekannten Quellen

unserer Gegner abgeschrieben ist , daß er kaum irgendwo
darin als Augenzeuge spricht , der er doch hätte sein können ,
da er vom Jahre 1861 bis 1877 in Paris als Ge -

sandter war . Das Machwerk ist einer Widerlegung kaum werth ,
hat auch eine solche bisher nur in einer unserer deutschen Ar -

beiterzertungen gefunden , und zwar von H. Ende , welcher
Augenzeuge der Communebewegung gewesen .

Die ökonomische Fraftion unserer Partei ist eben in einer

lebhaften Agitation für einen Allgewerkverein begriffen , wel -

chcr alle Lohnarbeiter lokal , national und international um -

fassen und neben wechselseitigem Schutze volittsch - ökonomische
Austlärung verbreiten soll . Da dieser Vorschlag weithin An -

klang gefunden hat , so steht in naher Zeit ein Congreß dieser
Fraktion in Aussicht , um den Allgcwerkverein zu organisiren .
Das Fabrikproletariat Neu- Englands wird von unfern Genossen
MacNeill und Gunton in diesem Sinne bearbeitet , freilich
unter außerordentlichen Schwierigkeiten . Mehr davon nächstens .

Correspondenzen
Aus dem 18 . sächsischen Wahlkreise . Nach langen Be -

mühungen ist es uns endlich gelungen , wieder einmal einen Re -

ferenten zu bekommen , den ersten nach der Reichstagswahl , und

so hielten wir denn im Monat Dezember Versammlungen in

Cainsdorf , Niederhaßlau , Bokwa und Pölbitz ab ; in Marienthal
konnte wegen eines Formfehler eine solche nicht stattfinden . Der

� . . . .. . . . .v . , . _ _ _ _.

. . . . . .

„
Besuch war überall , außer in Cainsdorf , ein sehr zuftieden - schriebenen BriVf nicht krhalten ? ' Bitte dich um dessen Beantwortung
stellender und die Anwesenden vom besten Geiste beseelt . In
allen diesen Versammlungen referirte Genosse Ufert mit bestem

Itzehoe , 13 . Januar . „ Von Seiten der Sozialdemokraten war

gestern Abend in der hiesigen „ Tonhalle * eine Wählerversamm -
lung veranstaltet uud dazu alle Bürger und Arbeiter durch Pla -
kate eingeladen . Die Versammlung war sehr zahlreich besucht .
Das Büreau kam selbstverständlich in die Hände der Lassalleaner .
Der Agitator Walther aus Kiel hielt eine Rede über „ Stadt -
verordnetenwahlen *. Derselbe legte zuerst die Gründe dar , wes -

halb die Arbeiterpartei jetzt überall anfange , sich auch an den

Wahlen zum Landtag und zu den Communalämtern zu bethei -
ligen . Er bemerkte , es sei allerdings Thatsache , daß seine Partei
noch vor vier Jahren überall absichtlich nur bei der Reichstags -
wähl rührig gewesen sei, und zwar aus taktischen Gründen , denn

die Partei habe sich damals noch nicht stark genug gefühlt ; jetzt
liege die Sache so, daß die Arbeiterpartei Deutschlands , trotz
und in Folge der polizeilichen Maßregelungen , sich gekräftigt
und gestählt genug erachte , in allen öffentlichen Angelegenheiten
mit Erfolg thätig zu sein . Der Redner betonte dann , daß seine
Partei sehr wohl wisse , daß sie vorläufig wenig thun könne , daß
sie insbesondere hier in Itzehoe bei den Wahlen unterliegen
werde . Der Hauptnutzen der Betheiligung an den Communal -

Wahlen liege auch eben darin , daß sie Aufregung in der

Bürgerschaft verursache . Durch die Wahlbewegung der

Sozialdemokraten würden alle polittschen Parteien zu größerer
Rührigkeit getrieben , wie die letzten Wahlen in Kiel gezeigt
hätten . Diese Aufregung würde zur Aufklärung und die Masse
des Volks zur polittschen Bildung führen . — Gegen den Redner

bemerkte der Stadtverordnete Martens , daß der Arbeiterpartei
kein Erfolg in Aussicht stehe , weil die Wahlen öffentlich seien .
Herr Martens theilte mit , daß er im Stadtverordnetencollegium
den Antrag gestellt Hobe, daß bei den hiesigen Wahlen eine ge -
Heime Stimmabgabe eingeführt werde . Herr Walther replizirte ,
daß er im Prinzip mit Herrn M. einverstanden sei , aber er
könne nicht warten , bis es besser werde , da eine Aenderung zum
Bessern nur mit Hülfe der politisch Benachtheiligten herbeigeführt
werden könne . — Nach einem längern Disput über die Mittel
und Wege zur Erreichung der politischen Gleichberechtigung aller

Steuerzahlenden , sowie über die Art und Weise , wie von Seiten
der Bürger - und Volksvereine am meisten für die Verbreitung
der nöthigen Kunde in communalen Angelegenheiten gesorgt
werden könne , wurde zur Ausstellung von Candidaten für die
am 22 . hier stattfindende Stadtverordnetenwahl geschritten , und
wurden von den Sozialdemokraten in Vorschlag gebracht die

Gastwirthe Chr . Müller ( „Volkshalle *) und Chr . Meyer in der

Breitenstraße . Herr Martens hatte nichts gegen diese Candidaten

einzuwenden , schlug aber die beiden ausgeschiedtnen Stadtverord¬
neten Alpen und Janß , sowie die Herren Böhme und Lages
( deren Wahl bekanntlich für ungültig erklärt worden ist ) vor .

Nachdem dann ein aus lauter Sozialdemokraten bestehendes
Wahlcomitö ernannt worden war , wurde nach einer abermaligen
Aufforderung seitens Walther ' s zur regen Betheiligung an der

Wahl und zum zahlreicheren Eintritt in den hiesigen sozialdemo -
kratischen Wahlverein die Versammlung um 10 Uhr geschlossen . "
— ( Wir theilen diesen ausführlichen Bericht mit , weil er von
der Rührigkeit unserer Genoffen im hohen Norden Zeugniß giebt ,
und um den Blättern unserer Gegner den Beweis zu liefern ,
daß es keine Unmöglichkeit sei für ein liberales Blatt , einen an -

ständigen Bericht über eine sozialdemokratische Versammlung zu
liefern — der obige Bericht ist nämlich den nationalliberalen

„ Flensburger Nachrichten " wörtlich entnommen . D. R. d. V. )

Fonds für Gemaßregclte .
Von Lindenau - Plagwitz Sozialisienversammlung 2,(>(>.
1,00 . F. R. 9. 90 .

Bon K. in

Allen Freunden und Bekannten d e traurige Nachricht , daß am
Mittwoch , den 16 . Januar 1878 , unser lieber guter Vater , der
Töpfer

rrleckrieb Oswald Lauschke
infoige einer Lungenentzündung im 56 . Lebensjahre verschieden ist .

Alle , die den Verstorbenen gekannt , wissen , was er der Partei , was
er uns , seiner Familie war , wissen was wir an ihm verloren .

Eutritzsch -Leipzig, den 21 . Januar 1878 .
Die tiefbetrübten trauernden Hiuterlasseueu .

Die bürgerliche Gesellschaft .
Ein Vortrag

gehalten vor freireligiösen Arbeitern des Wupperthals in

Elberfeld - Barmen

von

Leipzig .

Joseph Dietzgen .
Preis 10 Pf .

Die Expedition des , . Vorwärts "

Neue Welt

Heft 5 Jahrgang Hl .

ist versandffertig und wird nur auf ausdrückliche Bestellung geliefert .
Wir bitten also , rechtzeitig Nachricht hierher zu geben .

Die Expedition der „ Neuen Welt " .

„ Der arme Conrad " .
Jllustrirter Kalender für das arbeitende Volk pro 1878 »

( Dritter Jahrgang . )
Gegen die Vorjahre bedeutend vergrößert ( 132 Seiten stark ) .

Trotz der gediegenen und reickchaltigen Ausstattung kostet der Ka -
lender geheftet nur 40 Pfg . gebunden und mit gutem Schreib »
papier durchschossen 60 Psg . , gegen boar oder Postvorschuß .

Den Bestellern von Einzel - Exemplaren ist anzuempfehlen , für jedes
Exemplar brochirt 60 Pf . , gebunden 70 Pf. , einzusenden , wofür
wir es franco per Kreuzband zusenden .

Die Lieferung des Kalenders erfolgt nur gegen
baar oder Postnachnahme .

Irei - Kremptare werden nicht aögegeSen .
Auf Posten von 1 Dutzend aufwärt » berechnen wir

brochirt 2b Pf . pro Stück l ,
gebunden 40 „ * „ l

" " to g ' gen baar .

ßrpedition des „ vorwärts " , Leipzig , Färberstraße 12/11 .
K- pedition der „ Iackek " , Leipzig, Kleine Fleischergasse 16 .

K- rpedition der „ Ireien presse " , Berlin , Kaiser Franz - Grena «

dierplatz Nr . 8 a

Soeben ist im Berlage der GenoffenschaftSbuchdruckerei erschienen
und dnrch die Unterzeichnete zu beziehen :

Ein BiWer &ncö

Au die Freunde uud Parteigenossen in Deutschland .

Nachdem unsere Mission als Deputation der Londoner Steinhauer
in Deuijchland beendet , fühlen wir uns verpflichtet , für die Beweise der

Sywpaihie und lhatttäft gen Unlerstützung , die uns allerorts zu THeU
wurden , unseren tiefgesühuesten Dank auszusprechen . Besonders haben
uns verpflichtet die EeniralogitaiionScomüöS von Mannheim und Stull -

gart , die durch ihren Beschluß , unsere Sache zu der ihrigen zu machen ,
unS die Erfüllung unserer schwee en Aufgabe wesentlich erleichtert haben .
Hervorzuheben haben wir auch , daß verschiedene Gewerlschastsverwal -
tunfen einen Theil der Kosten gettagen haben , die uns durch Verblei -

iung von Flugblättern erwachsen waren , und daß die gesammte sozia -
listische Presse Deutschlands , sowie viele Gewerlschaftsorgane für uns
geihan haben , was in ihren Kräften stand . Also nochmals besten Dank .

London , 8. Januar 1878 .
Die Deputation der Londoner Steinhauer :

John Bradder . Louis Weber . F. I . Ehrhart .

Zur Beachtung .
Den Parteigenossen in der Provinz Hannover und Umgegend zur

Nachricht , daß sich mein Domicil während der nächsten Monate hier
in Hannover befindet und bitte ich , alle Zuschriften , betr . Abhaltung
von Volksversammlungen jc. an untenstehende Adresse zu richten .

Hannover , den 18. Januar 1378 .
H. ( Dehme, Mittelstraße 3 II .

Für die Gewerkschaftsverwaltungen
zur gesälligen Notiz , daß die Tabelle über die Gewerkschaften in Deutsch -
land wegen ihres großen Uwfangs nur im „ Pionier " erscheint , jedoch
die Separatabzüge wie zugesagt und bestellt geliefert werden . Bestel -

lungen nimmt noch entgegen d»e Genossenschastsbuchdruckerei zu Ham «

bürg , Amelungstraße 5. Preis pro Stück 5 Psg , pro Hundert 4 M „

pro Tausend 15 M.
_

» . Kapell .

Zur Notiz . In einem Theil der Exemplare unserer vorletzten
Nummer sind m dem Artikel „ AuS Heuchelland " die von uns in der

Schlußbemerkung mißbilligend erwähnten ( beiläuftg nicht nur fehr un -

eleganten , sondern auch aus bloßen Klatsch beruhenden ) Titulaturen der

Königin von England beseitigt , leider aber versäumt worden , die
Lücke durch Striche zu bezeichnen .

Briefkasten
der Expedition . R. Hochstein in Pößneck : Wenden Sie sich betr

der Adresse an W. Bracke in Braunschweig . — Ter Bestellu . . g auf
I König Mammon mit rother Tinte geschrieben ) datirt Stuttgart , den
19. Januar , war keine Adresse beigefügt , weshalb wir selbe nicht esset
tuiren können .

kleine und grotze Kinder .
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Seiten Text .

Zusammengestellt

15 Tafeln

R Farbendruck .

Sntnoifm un» gijri�net »»»

ct . Ner « .

S- NotzSach .

Ouatt - Format . Preis 1 Mark 20 Pf . pro Stück .

Das Buch verdankt seine Entstehung den mannigfachen Anregungen ,
wie solche aus den verschiedenen Pattei - Congressen zum Ausdruck gekom -
men sind , und wird namentlich in Familienkreisen mit Freude begrüßt
werden , da es das Gemüthsleben der Kinder im ssttlichen Sinne anregt
und dieielben zum Nachdenken anspornt .

Leipzig - Eipedition des „Nsrlvarts "
Färberstraße 12.

Max Neisfer , Bremen . Hast Du meinen , im Dezember v. I . ge-
um dessen Beantwortung

Ernst Hasse , Mühliroff .

Wir empfehlen

Das deutsche Reich
und seine Gesetzgebung .

M aterialien für die sozialistische Agitation .
Bon Bruno Geiser .

7 Bogen 8. Preis 60 Pfg . In Partien 50 Psg .

Inhalt : Kap . 1. Ueber die Gründung und Gesetzgebung deS

deutschen Reichs . Kap . 2. Die Reichsverfossung . Kap . 3. Die Ge «

Werbeordnung für das deutsche Reich . Kap . 4. DoS Gesetz bezüglich
der Abänderung deS § 141 der Gewerbeordnung und da » HilfSkassiN
gesetz . Kap . 5. Dos Haftpflichtgesetz . Kap . 6. Das Lohnbeschlagnahme '
gesex. Kap . 7. Das Preßgesetz . Kap . 8. Die für das sozial - politischr
Leben wichtigsten Bestimmungen des ReichsstrafgcsetzbuchS mit Erläute¬

rungen nach Oppenhof , Schwarze zc. Kap . 9. Zur Statistik des deutschen
Reichs .

Expedition der „ Neuen Welt " .
Färberstraße 12 . II .

Berantwoitlicher Redakteur : Hermann Helßig in Reudnitz - Leipzis
Redaktton uud Expedition Färberstraße 12. II in Leipzig .

Druck und Verlag der Genossenschastsbuchdruckerei in Leipzig .

Hierzu eine Beilage .



Beilage des „Vorwärts " .
Mittwoch , 23 . Januar 1878 .

Der Gesetzentwurs , betr . die Gewerbegerichte .
Abschnitt l . Einsetzung von Gewerbegerichten .

Z 1. Für die Entscheidung von Streitigkeiten zwischen Ge -
sellen , Gehülfen , Fabrikarbeitern oder Lehrlingen und ihren
Arbeitgebern können Gewerbegerichte eingesetzt werden . Die Ein¬
setzung erfolgt durch Ortsstatut nach Maßgabe des § 142 der

Gewerbeordnung . Soll das Gewerbegericht für mehrere Ge -
meinden eingesetzt werden , so wird das Ortsstatut für jede dieser
Gemeinden abgefaßt . Bilden die Gemeinden einen Kommunal -
verband , so erfolgt die Einsetzung nach Maßgabe der Borschriften ,
nach welchen die gemeinsamen Angelegenheiten des Verbandes
statutarisch geregelt werden . Die Einsetzung eines Gewerbegerichts
kann durch Anordnung der Landes - Eentralbehörde erfolgen , wenn
einer an die betheiligten Gemeinden ergangenen Aufforderung
ungeachtet innerhalb der gesetzten Frist die Einsetzung auf dem
im Absatz 2 und 3 vorgesehenen Wege nicht erfolgt ist .

§ 2. Die Zuständigkeit der Gewerbegerichte umfaßt , ohne
Rücksicht auf den Werth des Streitgegenstandes : 1) Streitigkeiten ,
welche auf den Antritt , die Fortsetzung oder die Auflösung des
Arbeitsverhältnisses , auf die Aushändigung oder den Inhalt des
Arbeitsbuches oder Arbeitszeugnisses sich beziehen , 2) Streitig -
leiten über Leistungen oder Entschädigungsansprüche aus dem
Arbeitsoerhältniß .

§ 3. Die sachliche Zuständigkeit der Gewerbegerichte kann
aus bestimmte Gewerbezweige oder Fabrikbetriebe , die örtliche
auf bestimmte Theile des Gemeindeb zirks beschränkt werden .
Die Landes - Eentralbehörde kann die örtliche Zuständigkeit eines
von ihr eingesetzten Gewerbegerichts ausdehnen . Die betheiligten
Ortsbehörden sollen zuvor gehört werden .

§ 4. Die Grenze der Zuständigkeit ( § 3) , sowie die Bildung
des Gerichts nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Gesetzes ist
durch das Statut oder durch die Anordnung der Centralbehörde
zu regeln .

§ 5. Die Kosten der Einrichtung und der Unterhaltung des
Gerichts sind , soweit sie in dessen Einnahmen ihre Deckung nicht
finden , von der Gemeinde zu tragen . Soll die Zuständigkeit
des Gerichts nicht auf einen Gemeindebezirk beschränkt sein , so
ist bei der Festsetzung dieser Zuständigkeit zugleich zu bestimmen ,
z » welchen Antheilen die einzelnen Bezirke an der Deckung der
Kosten Thcil nehmen . Gebühren , Kosten und Strafen , welche in
Gemäßheit dieses Gesetzes zur Erhebung gelangen , bilden Ein -
nahmen des Gerichts .

Abschnitt TT. Einrichtung der Gewerbegerichte und

Verfahren vor denselben .

8 k>. Die Gewerbegerichte bestehen aus einem Borsitzenden
und mehreren Beisitzern . Die Zahl der Letzteren soll mindestens
vier betragen . Der Vorsitzende darf weder Arbeitgeber noch
Arbeiter sein . Die Beisitzer müssen zur Hälfte aus Arbeitgebern
und zur Hälfte aus Arbeitern bestehen .

§ 7. Zum Mitgliede des Gewcrbegericht ? sollen nur solche
Deutsche berufen werden , welche das 30 . Lebensjahr vollendet
haben , für sich oder ihre Familien Armenunterstützung aus öffent -
lichen Mitteln in den letzten drei Jahren nicht empfangen haben
und in dem Bezirk des Gerichts seit mindestens zwei Jahren
wohnen oder beschäftigt sind . Unfähig zu dem Amte sind alle
Personen , welche sich in einem der durch § 32 des Gerichts
Verfassungsgesetzes vorgesehenen Fälle befinden . Das Amt der
Beisitzer »st ein Ehrenamt .

, § h. Die Berufung der Mitglieder erfolgt auf mindestens
*' n Jahr und auf höchstens fünf Jahre . Die Berufung erfolgt
durch Waht des Magistrats ; wo ein solcher nicht vorhanden ist,oder wo das Statut oder die Anordnung der Landes - Central -
behörde dies bestimmt , durch Wahl der Gemeindevertretung , in
größeren Kommunalverbünden durch Wahl der Vertretung des
Verbandes . Die Wahl kann in allen Fällen der Vertretung eines
Kommunalverbandes übertragen werden . Die Wahl der Beisitzerkann den Arbeitgebern und Arbeitern zu gleichen Thcilen über
tragen werden . Die zur Wahl berufenen Arbeitgeber und Arbeiter
müssen volljährig und seit mindestens zwei Jahren in dem Be -
zirke des Gewerbegerichts wohnen oder beschäftigt sein . Die
Wahlen unterliegen der Prüfung durch die höhere Berwaltungs -
behörde . Dteielbe hat Wahlen , welche gegen das Gesetz oder
gegen die auf Grund des Gesetzes erlassenen Wahlvorschriften
verstoßen , für ungültig zu erklären . Die Wahl des Vorsitzenden
bedarf ihrer Bestätigung . Sind Wahlen überhaupt nicht zuStande gekommen oder wiederholt für ungiltig erklärt , so ist die
höhere Verwaltungsbehörde befugt , die Mitglieder zu ernennen .

8 9. Ein Mitglied des GewerbegerichtS , hinsichtlich dessen
Umstände eintreten oder bekannt werden , welche die Unfähigkeit
zu dem Amte begründen , ist des Amtes zu entheben . Die Eni -
5 ung erfolgt durch die höhere Verwaltungsbehörde nach Anhö -rung de ? Bethelligten . Beschwerde findet nicht statt .

Am, «
®tr Vorfitzende des Gewerbegerichts ist vor seinem

trnntcn durch den von der höheren Verwaltungsbehörde beauf -
dmfh hcn Ikder Beisitzer vor der ersten Dienstleistung
,hm nnn�rtr Jl�eneen auf die Erfüllung der Obliegenheiten des
Bülten mittelst Handschlags an Eid - sstatt zu
den iP unqen nilfat"' iDeId,e 0�n £ genügende Entschuldigung zuden s tz

� . rechtzeitig fich einfinden oder ihren Obliegen -
Z � Nse ?ich entziehen , find zu einer Ordnung ? .strafe bis zu ' sowie in die verursachten Kosten zu ver -

� x ,fe ; � �lun9 wird durch die höhere Äerwal -
tungsbehörde ausgesprochen . Erfolgt nachttäglich genügende Snt -

" " "

i » A11' 3 » jedem Streitfälle sind von dem Vorsitzenden zweiBe,sttzer zuzuz,ehen . Bei der Einsetzung des Gewerbegench ' skann bestimmt werden , sur welche Streitigkeiten eine größereZahl von Beisttzern zugezogen werden sog . An den VerHandlungen muß stets e . ne gleiche Zahl von Arbeitgebern undArbeitnehmern Theil nehmen .
ß 12 . Bei jedem Gewerbegericht wird eine Gerichtsschrei -

gestellt
tn9TO�tet ' ®eric�Doaiief ) Ct werden nach Bedürfniß an -

§ . Für das Verfahren der Gewerbegerichte gelten fol -
�rs�wmungen: 1 ) Zuständig ist dasjenige Gewerbegerickt ,m dessen Bezirk der streitige Arbeitsoertrag rücksichtlich der Lei -stungen des Arbeiters seinen Erfüllungsort hat . 2) Die Klagen

sind schriftlich oder mündlich zu Protokoll anzubringen , worauf
ein möglichst naher Termin zur Verhandlung anzusetzen ist. Zu
demselben sind die Parteien zu laden und zwar der Beklagte
unter abschriftlicher Mittheilung der Klage . Die Verhandlung
darf gegen den Willen des Beklagten nicht vor dem auf den

�
Tag der Mittheilung der Klage folgenden Tage stattfinden .
3) Ladungen der Parteien erfolgen mit der Aufforderung , etwaige
Zeugen und Sachverständige oder sonstige Beweismittel zur Stelle

zu bringen . Ans Antrag wird die Ladung der Zeugen und Sach
verständigen von Amt ? wegen veranlaßt . Ladungen und Zustel -
lungen können durch Gemeindebeamte erfolgen . 4) Bleibt der

Beklagte in dem Termine aus , so werden die in der Klage be -

haupttten Thatsachen als zugestanden angenommen . Das Aus¬

bleiben des Klägers gilt als Zurücknahme der Klage . 5) Die

Verhandlung in dem Termin ist öffentlich und mündlich . Durch
das Gewerbegericht kann für die Verhandlung oder für einen

Theil derselben die Oeffentlichkeit ausgeschlossen werden , wenn sie
eine Gefährdung der öffentlichen Ordnung oder der Sittlichkeit

besorgen läßt . 6) Die Leitung der Verhandlungen liegt dem

Borsitzenden ob, welcher für die vollständige Erörterung der An -

ttäge und Gegenanträge der Parteien Sorge zu tragen hat . Das

Gewerbegericht beschließt nach Stimmenmehrheit . Es hat über
die Wahrheit der thatsächlichen Behauptungen nach seiner freien ,
aus dem Inbegriff der Verhandlungen geschöpften Ueberzeugung
zu entscheiden . 7) Das Gewerbegericht hat vor Schluß der Ver -

Handlung einen Sühneversuch anzustellen . Kommt ein Vergleich
mcht zu Stande , so ist das Urtheil in der Regel am Schlüsse
der Verhandlung zu verkünden . Erfolgt die Verkündigung nicht ,
so ist das Urtheil spätestens innerhalb dreier Tage den Parteien
von Amtswegen zuzustellen . Die Verkündigung des Urtheils
erfolgt immer öffentlich . Aus dem Urtheil müssen ersichtlich sein :
Die Mitglieder des Gerichts , die Parteien , deren Anträge und

Gegenanträge , die Angabe , ob nach oorgängiger Verhandlung
der Parteien oder auf Ausbleiben eines Theils erkannt ist , der

festgestellte Thatbestand und der Ausspruch des Gerichts in der

Hauptsache und über die Kosten . Erfolgt eine Verurtheilung
auf Vornahme einer Handlung , so ist auf Antrag in dem Urtheil
der Betrag der Entschädigung festzusetzen , welche , falls die Hand -
lung binnen einer zu bestimmenden kurzen Frist nicht vorge -
nommen wird , an deren Stelle zu treten hat . 8) Gegen ein

Urtheil , welches auf Ausbleiben ergangen ist , kann innerhalb drei

Tagen nach der Zustellung Einspruch erhoben werden , in welchem
Falle ein neuer Termin zur Verhandlung anzusetzen ist . Erscheint
die Einspruch erhebende Partei auch in dem neuen Termin nicht ,
so wird der Einspruch verworfen und es findet ein abermaliger
Einspruch nicht statt . 3) Ist eine Fortsetzung der Verhandlung
erforderlich , so wird der Termin in der Regel sofort bestimmt .
Die Bestimmung desselben und erforderlichen Falls die Ladung
der Parteien erfolgt von Amtswegen . Bleibt in dem Termin
eine der Parteien aus , so finden die Vorschriften unter 4 An -

Wendung , auch wenn eine Beweisaufnahme stattgefunden hat .
10 ) Die nicht auf mündliche Verhandlung zu erlassenden Ber -
fügungen werden von dem Borsitzenden allein erlassen . Soweit
im Vorstehenden nicht besondere Bestimmungen getroffen sind ,
finden die Vorschriften der Civil - Prozeßordnung über das Ber -
fahren vor den Amtsgerichten entsprechende Anwendung .

8 14 . Ueber Ansprüche der im 8 2 unter 1 bezeichneten
Art , mögen sie für sich allein oder gleichzeitig mit anderen gel -
tend gemacht werden , ist zunächst von dem Vorsitzenden des Ge -

werbcgerichts ohne Zuziehung von Beisitzern zu verhandeln . Der

Vorsitzende hat nach geschlossener Verhandlung , sofern ein Ver -

gleich nicht zu Stande gekommen ist, sofort zu entscheiden . Die

Entscheidung geht in Rechtskraft über , wenn nicht von einer der

Parteien binnen drei Tagen nach der Zustellung oder der in

Gegenwart der Parteien erfolgten Verkündigung aus Berhand -
lung vor dem Gewerbegericht angetragen wird . Ist dies ge -

schehen , so werden die Parteien zur Verhandlung nach Maßgabe
des 8 13 von Amtswegen vor das Gewerbegericht geladen .

8 15 . Gegen die Entscheidungen der Gewerbegerichte finden
die Rechtsmittel statt , welch : in den zur Zuständigkeit der Amts -

gerichte gehörigen bürgerlichen RechtSstteitigkeiten zulässig sind .
Auf die Verhandlung und Entscheidung über die Rechtsmittel
finden die Vorschriften der Civilprozeßordnung entsprechende An -

Wendung . Zuständig ist das Landgericht in dessen Bezirk das

Gewerbegericht seinen Sitz hat .
A 16. Aus den vor dem Gewerbegericht geschlossenen Ver -

gleichen , aus den Entscheidungen des Vorsitzenden , sowie aus den -

lenigen Urtheilen der Gewerbegerichte , welche rechtskräftig oder

für vorläufig vollstreckbar erklärt sind , findet die Zwangsvoll
streckung nach Maßgabe der Civilprozeßordnung statt . Auf Er -

suchen des Gewerbegerichts findet die Zwangsvollstreckung durch
die Gemeinde - oder Polizeibeamten statt . Die llrtheile der Ge -

Werbegerichte find ans Antrag für vorläufig vollstreckbar zu er -

klären , wenn sie Stteitigkeiten der im § 2 unter 1 bezeichneten
Art betreffen .

8 17 . Die ordentlichen Gerichte haben den Gewerbegerichten
nach Maßgabe der Bestimmungen des GcrichlsoerfassungSgesetzes
Rechtshülle zu leisten .

8 18 . Den Parteien ist auf Antrag beglaubigte Abschrift
de « Vergleichs gegen eine Gebühr von 50 Pf. , sowie beglaubigte
Abschrift der Entscheidung des Vorsitzenden oder des Tittheils
des Gewerbegerichts gegen eine Gebühr von 1 Mk . zu ettheilen .
Im Uebrigen werden für das Verfahren keine Gebühren , sondern

nur baare Auslagen in Ansatz gebracht . Die unterliegende
Partei hat die der obsiegenden Partei durch das Verfahren ent -

standenen baaren Auslagen zu erstatten . Das Gewerbegericht
kann der obsiegenden Partei für die derselben durch ihr Erschei -
nen vor Gericht erwachsenen Versäumnisse eine Entschädigung
zubilligen . Die Gebühren und Auslagen eines Bevollmächtigten
oder Beistandes werden nicht erstattet . Auf die Kosten der Rechts -
mittel finden die für die ordentlichen Gerichte maßgebenden Vor¬

schriften entsprechende Anwendung .

Abschnitt III . Schlußbestimmungen .

§ 19 . Wo Gewerbegerichte nach Maßgabe dieses Gesetzes
nicht bestehen , kann in Stteitigkeiten der in 8 2 unter 1 bezeich -
neten Art Klage vor dem Gemeindevorsteher erhoben werden .

Die Gegenpartei hat sich auf die Klage einzulassen . Zuständig
ist der Vorsteher der Gemeinde , in deren Bezirk der Arbcitsver -

trag rücksichtlich der Leistungen des Arbeiters seinen Erfüllungs -

ort hat . Der Gemeindevorsteher hat das Verfahren nach den

in gleichen Rechtsstreiten für den Vorsitzenden des Gewerbegerichts
maßgebenden Bestimmungen zu leiten . Seine Entscheidung geht
in Rechtskraft über , wenn nicht von einer der Parteien binnen

drei Tagen nach der Zustellung oder der in Gegenwart der Par -
teien erfolgten Verkündigung Klage bei dem zuständigen Gericht
erhoben ist. Die Entscheidung ist nach 8 16 vollstreckbar . Der

Gemeindevorsteher kann die Wahrnehmung der ihm hiernach ob -

liegenden Geschäfte mit Genehmigung der höheren Berwaltungs -
behörde einem Stellvertreter übertragen . Derselbe muß aus der

Mitte der Gemeindeverwaltung oder Gemeindevertretung und auf

mindestens ein Jahr berufen werden . Die Berufung ist bekannt

zu machen .
8 20 . Bis zum Inkrafttreten des Gerichtsverfassungsgesetzes

sind für die gegen die Entscheidungen der Gewerbegerichte zu -
lässigen Rechtsmittel diejenigen Gerichte zuständig , welche über

die in den geringfügigsten bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten ein -

gelegten Rechtsmittel zu entscheiden haben .
8 21 . Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden keine An -

Wendung : 1) auf Streitigkeiten der Kaufleute und Apotheker mit

ihren Arbeitern ; 2) auf Streitigkeiten der Vorstände der unter

öffentlicher Verwaltung stehenden Betriebsanlagen mit den in

den letzteren beschäftigten Arbeitern .

8 22 . Die Verfassung und die Zuständigkeit der auf Grund

der bestehenden landesgesetzlichen Bestimmungen zur Entscheidung
von Streitigkeiten der in 8 2 bezeichneten Art berufenen beson -
deren Gerichte iverden durch dieses Gesetz nicht berührt .

8 23 . Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Januar 1879 in Kraft .

Der Gesetzentwurf , betr . die Abänderung der

Gewerbeordnung .
Der dem Bundesrath vorgelegte Gesetzentwurf , betreffend die

Abänderung einiger Theile der bestehenden Gewerbeordnung lautet

wie folgt :
Artikel 1. An Stelle des Titels VII . der Gewerbeordnung

treten nachfolgende Bestimmungen :

Titel VII .

Gewerbliche Arbeiter ( Gesellen , Gehülfen , Lehrlinge , Fabrik¬
arbeiter . )

1) Allgemeine Verhältnisse .

8 105 . Die Festsetzung der Verhältnisse zwischen den selbst -
ständigen Gewerbetreibenden und den gewerblichen Arbeitern ist

vorbehaltlich der durch Reichsgesetz begründeten Beschränkungen
Gegenstand freier Uebereinkunft . Zum Arbeiten an Sonn - und

Festtagen können die Gewerbetreibenden die Arbeiter nicht ver -

pflichten . Arbeiten , welche nach der Natur des Gewerbebetriebes
einen Aufschub oder eine Unterbrechung nicht gestatten , fallen
unter die vorstehende Bestimmung nicht . Welche Tage als Fest -
tage gelten , bestimmen die Landesregierungen .

8 106 . Gewerbetreibende , welchen die bürgerlichen Ehren -
rechte aberkannt sind , dürfen , so lange ihnen diese Rechte ent -

zogen bleiben , Personen unter 18 Jahren als Arbeiter nicht be -
schäftigen. Die Entlassung der dem vorstehenden Verbot zuwider
beschäftigten Arbeiter kann polizeilich erzwungen werden .

8 107 . Personen unter 18 Jahren dürfen , so weit reichs -
gesetzlich nicht ein Anderes zugelassen ist , als Arbeiter nur be -

schäftigt werden , wenn sie mit einem Arbeitsbuche versehen sind .
Bei der Annahme solcher Arbeiter hat der Arbeitgeber das Ar -
beitsbuch einzufordern . Er ist verpflichtet , dasselbe zu verwahren ,
auf amtliches Verlangen vorzulegen und nach rechtmäßiger Lösung
des Arbeitsverhältnisses dem Arbeiter wieder auszuhändigen . .

8 108 . Das Arbeitsbuch wird dem Arbeiter durch die Polizei -
behörde desjenigen Ortes , an welchem er znletzt seinen dauern -
den Aufenthalt gehabt hat , kosten - und stempelfrei ausgestellt .
Die Ausstellung kann nur auf Antrag des Baters oder Vor -
mundes des Arbeiters erfolgen . Vor der Ausstellung ist nach -

zuweisen , daß der Arb iter zum Besuche der Volksschule nicht
mehr verpflichtet ist und glaubhaft zu machen , daß bisher ein

Arbeitsbuch für ihn noch nicht ausgestellt war .

8 109 . Wenn das Arbeitsbuch vollständig ausgefüllt oder

nicht mehr brauchbar oder wenn es verloren gegangen oder ver -

nichtet ist , so wird an Stelle desselben ein neues Arbeitsbuch
ausgestellt . Die Ausstellung erfolgt durch die Polizeibehörde
desjenigen Ortes , an welchem der Inhaber des Arbeitsbuches

zuletzt seinen dauernden Aufenthalt gehabt hat . Das ausgefüllte
oder nicht mehr brauchbare Arbeitsbuch ist durch einen amtlichen

Vermerk zu schließen . Wird das neue Arbeitsbuch an Stelle

eines nicht mehr brauchbaren , eines verloren gegangenen oder

vernichteten Arbeitsbuches ausgestellt , so ist dies darin zu v�r-
merken . Für die Ausstellung kann in diesem Falle eine Gebühr

bis zu 1 Mk . erhoben werden . �
8 110 . Arbeiter über 18 Jahre können jeder Zeit die Aus -

stellung eines Arbeitsbuches beantragen . Die Ausstellung erfolgt

durch die im 8 108 bezeichnete Behörde kostenfrei und ftempel -

frei . Die Ausstellung ist , sofern der Arbeiter innerhalb der

letzten 6 Monate in einem Arbeitsverhältnisse gestanden hat , zu

versagen , wenn derselbe nicht glaubhaft macht , daß dies Ver -

hältniß rechtmäßig gelöst worden ist . Jjt der Behörde bekannt ,

daß für den Arbeiter bereits früher ein Arbettsbuch ausgestellt

war . so ist bei der Ausstellung des neuen Arbeitsbuches nach

Maßgabe des 8 109 zu verfahren Der Arbeiter ist nicht ver -

pflichtet , das Arbeitsbuch dem Arbettgeber auszuhändigen und

kann das ausgehändigte Buch jederzeit von dem Arbeitgeber

zurückfordern�as ��sbuch ( 88 108 , 110 ) muß den Namen

des Arbeiters , sowie Ort , Jahr und Tag seiner Geburt enthalten .

Die Ausstellung erfolgt unter dem Siegel und der Unterschrift

der Behörde . Letztere hat über die von ihr ausgestellten Arbeits -

bücher ein Verzcichniß iu führen . Die Einrichtung der Arbeits -

bücher wird durch den Reichskanzler bestimmt .
tz 112 . Bei dem Eintritte des Arbeiters in das Arbeits -

vcrhältniß hat der Arbeitgeber an der dafür bestimmten Stelle

des Arbeitsbuches die Zeit des Eintrittes und die Art der Be -

schäftigung , am Ende des Arbeitsverhältnisses die Zeit des Aus -

lrittes und , wenn die Beschäftigung Aenderungen erfahren hat

die Art der letzten Beschäftigung des Arbeiters einzutragen . Für

Arbeiter über 18 Jahre darf die Eintragung nur auf Verlangen

des Arbeiters geschehen . Die Eintragungen sind mit Diute zu



bewirken und von dem Arbeitgeber zu unterzeichnen . Sie dürfen
nicht mit einem Merkmal versehen sein , welches den Inhaber des

Arbeitsbuches günstig oder nachtheilig zu kennzeichnen bezwzckt .
Die Eintragung eines Urtheils über die Führung oder die Lei -

stungen des Arbeiters und sonstige durch dieses Gesetz nicht vor -

gesehene Eintragungen oder Vermerke in oder an dem Arbeits -

buche sind unzulässig . Dagegen können Arbeiter , welche ein Arbeits -

buch besitzen , jederzeit die Ausstellung eines besonderen Zeugnisses
über ihre Führung und ihre Leistungen verlangen . Auf Antrag
des Arbeiters hat die Ortspolizeibehörde die Eintragung in das

Arbeitsbuch und das dem Arbeiter etwa ausgestellte Zeugniß
kosten - und stempelfrei zu beglaubigen .

§ 113 . Ist das Arbeitsbuch bei dem Arbeitgeber unbrauch -
bar geworden , verloren gegangen oder vernichtet , oder sind von
dem Arbeitgeber unzulässige Eintragungen oder Vermerke in oder
an dem Arbeitsbuche gemacht , so kann die Ausstellung eines

neuen Arbeitsbuches auf Kosten des Arbeitgebers beansprucht
werden . Ein Arbeitgeber , welcher das Arbeitsbuch seiner gesetz-
lichen Verpflichtung zuwider nicht rechtzeitig ausgehändigt oder
die vorschriftsmäßigen Eintragungen zu machen unterlassen over

unzulässige Eintragungen oder Vermerke gemacht hat , ist dem
Arbeiter entschädigungspflichtig . Die Entschädigung ist , vorbe -

haltlich der Verpflichtung zum Ersatz eines höheren Schadens für
jeden Tag , für welchen der Arbeiter durch das Verschulden des

Arbeitgebers an dem Gebrauche eines ordnungsmäßigen Arbeits -

buches verhindert gewesen ist , auf einen Betrag zu bemessen ,
welcher dem einem Arbeiter seiner Art ortsüblich gezahlten Lohne
gleichkommt.

§ 114 . Die Gewerbetreibenden sind verpflichtet , die Löhne
ihrer Arbeiter baar in Reichswährung auszuzahlen , sie dürfen
denselben keine Waaren kreditiren . Dagegen können den Arbeitern

Wohnung , Feuerung , Landnutzung , regelmäßige Beköstigung ,
Arzneien und ärztliche Hülfe , sowie Werkzeuge und Stoffe zu
den ihnen übertragenen Arbeiten unter Anrechnung bei der Lohn -
zahlung verabfolgt werden .

§ 115 . Arbeiter , deren Forderungen in einer dem § 114

zuwiderlaufenden Weise berichngt worden sind , können zu jeder
Zeit Zahlung nach Maßgabe des § 114 verlangen , ohne daß

ihnen eine Einrede aus dem an Zahlungsstatt Gegebenen ent -

gcgengesetzt werden kann . Letzteres fallt , so weit es noch bei dem

Empfänger vorhanden oder dieser daraus bereichert ist, derjenigen
Hülfskasse zu , welcher der Arbeiter angehört , in Ermangelung
einer solchen einer anderen zum Besten der Arbeiter an dem
Orte bestehenden , von der Gemeindebehörde zu bestimmenden
Kasse und in deren Ermangelung der Ortsarmenkasse zu .

§ 116 . Verträge , welche dem K 114 zuwiderlaufen , sind
nichtig. Dasselbe gilt von Verabredungen zwischen den Gewerbe -
treibenden und den von ihnen beschäftigten Arbeitern über die

Entnahme der Bedürfnisse der letzteren aus gewissen Berkaufs -
stellen , sowie überhaupt über die Verwendung des Verdienstes
derselben zu einem anderen Zweck als zur Betheiligung an Ein -

richtungen zur Verbesserung der Lage der Arbeiter oder ihrer
Familien ( § 114) .

§ 117 . Forderungen der Waaren , welche dem K 114 zuwider
kredltirt worden find , können von dem Gläubiger weder eingeklagt ,
noch durch Anrechnung oder sonst geltend gemacht werden , ohne
Unterschied , ob sie zwischen den Betheiligten unmittelbnr ent -

standen oder mittelbar erworben sind . Dagegen fallen dergleichen
Forderungen der in § 115 bezeichneten Kasse zu .

K 118 . Den Gewerbetreibenden im Sinne der §§ 114 bis
117 sind gleich zu achten deren Familienglieder , Gehülfen , Be «

auftragte , Geschäftsführer , Aufscher und Faktoren , sowie andere

Gewerbetreibende , bei deren Geschäft eine der hier erwähnten
Personen unmittelbar oder mittelbar betheiligt ist. Unter den

in §§ 114 —117 bezeichneten Arbeitern werden auch diejenigen
Personen verstanden , welche für bestimmte Gewerbetreibende

außerhalb dir Arbeitsstätten der letzteren mit der Anfertigung
gewerblicher Erzeugnisse beschäftigt sind .

Z 119 . Die Gewerbeunternehmer sind verpflichtet , bei der

Beschäftigung von Arbeitern unter 18 Jahren , die durch das
Alter derselben gebotene besondere Rücksicht auf Gesundheit und

Sittlichkeit zu nehmen . Sie haben denjenigen Arbeitern , welche

zum Besuche einer Fortbildungsschule verpflichtet sind , die für
den Besuch erforderliche Zeit zu gewähren . Für Arbeiter unter
18 Jahren kann die Verpflichtung zum Besuch einer Fortbil -

dungsschule , so weit die Verpflichtung nicht landesgesetzlich besteht ,
durch Ortsstatut ( 8 t42 ) begründet werden . Die Gewerbeunter -

nehmer sind endlich verpflichtet , alle diejenigen Einrichtungen her -
zustellen und zu unterhalten , welche mit Rücksicht auf die beson -
dere Beschaffenheit des Gewerbebetriebes und der Betriebsstätte
zu thunlichster Sicherheit der Arbeiter gegen Gefahr für Leben
und Gesundheit nothwendig sind .

2) Verhältnisse der Gesellen und Gehülfen .

8 120 . Gesellen und Gehülfen sind verpflichtet , den Anord -

nungen der Arbeitgeber in Beziehung auf die ihnen übertragenen
Arbeiten und , wenn diese in der Wohnung des Arbeitgebers vor

sich gehen , in Beziehung auf die häuslichen Einrichtungen Folge
zu leisten ; zu häuslichen Arbeiten sind sie nicht verbunden .

8 121 . Das Arbeitsverhältniß zwischen den Gesellen oder
Gehülfen und ihren Arbeitgebern kann , wenn nicht ein Anderes
verabredet ist , durch eine jedem Theile freistehende , 14 Tage
vorher erklärte Auskündigung gelöst werden .

8 122 . Vor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit und ohne Auf -
kündigung können Gesellen und Gehülfen entlassen werden :

1) Wenn sie bei Abschluß des Arbeitsoertrages den Arbeitgeber
durch Vorzeigung falscher oder gefälschter Zeugnisse hintergangen
oder ihn über das Bestehen eines anderen , sie gleichzeitig ver -

pflichtenden Arbeitsverhältnisses in einen Jrrthum versetzt haben ;
2) wenn sie eines Diebstahls , einer Unterschlagung , eines Be -

trugcs , einer vorsätzlichen und rechtswidrigen Sachbeschädigung
oder eines liederlichen Lebenswandels sich schuldig machen ;
3) wenn sie die Arbeit unbefugt verlassen haben oder sonst den

nach dem Arbeitsvertrage ihnen obliegenden Verpflichtungen nach -
zukommen beharrlich verweigern ; 4) wenn sie der Verwarnung
ungeachtet mit Feuer und Licht unvorsichtig umgehen ; 5) wenn

sie sich Thätlichkeiten oder grobe Beleidigungen gegen den Arbeit -

geber oder seine Vertreter oder gegen die Familienangehörigen
des Arbeitgebers oder seiner Vertreter zu Schulden kommen

lassen ; 6) wenn sie Familienangehörige des Arbeitgebers oder

seiner Vertreter oder Mitarbeiter zu Handlungen verleiten , welche
wider die Gesetze oder guten Sitten oerstoßen ; 7) wenn sie zur
Fortsetzung der Arbeit unfähig oder mit einer abschreckenden
Krankheit behaftet sind . In den unter Nr . 1 —6 gedachten Fällen
ist die Entlassung nicht mehr zulässig , wenn die zu Grunde lie -

genden Thatsachen dem Arbeitgeber länger als 8 Tage bekannt

sind . Inwiefern in den unter Nr . 7 gedachten Fällen dem Ent -
lasseneu ein Anspruch auf Entschädigung zustehe, ist nach dem
Inhalt des Vertrages und nach den allgemeinen gesetzlichen Vor -
schriften zu beurtheilen .

8 123 . Bor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit und ohne
Aufkündigung können Gesellen und Gehülfcn die Arbeit verlassen :
1) wenn sie zur Fortsetzung der Arbeit unfähig werden ; 2) wenn
der Arbeitgeber oder sein Vertreter sich Thätlichkeiten oder grobe
Beleidigungen gegen die Arbeiter oder gegen ihre Familienauge -

hörigen zu Schulden kommen lassen ; 3) wenn der Arbeitgeber
oder sein Vertreter oder deren Familienangehörige die Arbeiter

oder ihre Familienangehörigen zu Handlungen verleiten , w- lche
wider die Gesetze oder die guten Sitten laufen ; 4) wenn der

Arbeitgeber den schuldigen Lohn nicht in der bedungenen Weise
auszahlt , bei Stücklohn nicht für ihre ausreichende Beschäfttgung
sorgt , oder wenn er sich widerrechtlicher Uebervortheilungen gegen
sie schuldig macht ; 5) wenn bei Fortsetzung der Arbeit das Leben

oder die Gesundheit der Arbeiter einer erweislichen Gefahr aus -

gesetzt sein würde , welche bei Eingehung des Arbeitsvertrages
nicht zu erkennen war . In den unter Nr . 2 und 3 gedachten
Fällen ist der Austritt aus der Arbeit nicht mehr zulässig, wenn
die zu Grunde liegenden Thatsachen dem Arbeiter länger als

acht Tage bekannt sind .
8 124 . Ein Arbeitgeber , welcher einen Gesellen oder Ge -

hülfen verleitet , vor rechtmäßiger Beendigung des Arbeitsver -

hältnisses die Arbeit zu verlassen , ist dem früheren Arbeitgeber
für den dadurch entstehenden Schaden mit verhaftet . In gleicher
Weise haftet ein Arbeitgeber , welcher einen Gesellen oder Ge -

hülfen annimmt oder behält , von dem er weiß , daß derselbe die
Arbeit bei einem anderen Arbeitgeber widerrechtlich verlassen hat .

3) Lehrlingsverhältnisse .

8 125 . Der Lehrherr ist verpflichtet , den Lehrling mit den
in seinem Betriebe vorkommenden Arbeiten des Gewerbes in der

durch den Zweck der Ausbildung gebotenen Reihenfolge und Aus -

dehnung bekannt zu machen . Er muß entweder selbst oder durch
einen geeigneten , ausdrücklich dazu bestimmten Arbeiter die Aus¬

bildung des Lehrlings leiten . Er darf dem Lehrling die zu seiner

Ausbildung erforderliche Zeit und Gelegenheit durch Verwendung
zu anderen Dienstleistungen nicht entziehen . Er hat den Lehr -
ting zur Arbeitsamkeit und zu guten Sitten anzuhalten und vor

Ausschweifungen zu bewahren .
8 126 . Der Lehrling ist der väterlichen Zucht des Lehr -

herin unterworfen . Demjenigen Arbeiter gegenüber , welcher an
Stelle des Lehrherrn seine Ausbildung zu leiten hat , ist er zur
Folgsamkeit verpflichtet .

§ 127 . Das Lehrverhältniß kann , wenn in demselben eine

längere Frist nicht bestimmt ist , während der ersten vier Wochen
nach Beginn der Lehrzeit von dem Lehrherrn oder Lehrling durch
einseitigen Rücktritt aufgelöst werden . Eine Vereinbarung , wonach
diese Probezeit mehr als drei Monate betragen soll , ist nichtig
Nach Ablauf der Probezeit kann der Lehrling vor Beendigung
der verabredeten Lehrzeit entlassen werden , wenn einer der im

8 122 vorgesehenen Fälle auf ihn Anwendung findet . Von
Seiten des Lehrlings kann das Lehrverhältniß nach Ablauf der

Probezeit aufgelöst werden : 1) wenn einer der im 8 123 unter
Nr . 3 und 4 oorgesehenen Fälle vorliegt ; 2) wenn der Lehr -
Herr seine gesetzlichen Verpflichtungen gegen den Lehrling in einer
die Gesundheit , die Sittlichkeit oder die Ausbildung des Lehr -

lings gefährdenden Weise vernachlässigt , oder das Recht der

väterlichen Zucht mißbraucht , oder zur Erfüllung der ihm ver -
tragsmäßlg obliegenden Verpflichtungen unfähig wird . Durch
den Tod des Lehrherrn oder Lehrlings wird der Lehrvertrag
aufgehoben .

8 128 . Verläßt der Lehrling in einem durch dieses Gesetz
nicht vorgesehenen Falle ohne Zustimmung des Lehrherrn die

Lehre , so kann Letzterer den Anspruch auf Ruckkehr des Lehrlings
nur geltend machen , wenn der Lehrvertrag schriftlich geschlossen
ist . Die Ortspolizeibehörde kann in diesem Falle auf Antrag
des Lehrherrn den Lehrling anhalten , so lange in der Lehre zu
verbleiben , als durck gerichtliches Urtheil das Lehrverhältniß
nicht für aufgelöst erklärt ist . Der Antrag ist nur zulässig , wenn
er binnen 8 Tagen nach dem Austritt des Lehrlings gestellt ist.
Im Falle der Weigerung tann die Ortspolizeibehörde den Lehr -
ling zwangsweise zurückführen lassen , oder Geldstrafe bis zu
50 M. oder Haft bis zu 5 Tagen über ihn verhängen .

8 129 . Wird von dem Vater oder Bormunde für den Lehr -
ling oder , sofern der Letztere großjährig ist, von ihm selbst dem

L- hrherrn die schriftliche Erklärung abgegeben , daß der Lehrling
zu einem anderen Berufe übergehen werde , so gilt das Lehroer -
hältniß , wenn der Lehrling nicht früher entlassen wird , nach
Ablauf von vier Wochen als ausgelöst . Den Grund der Auf -
lösung hat der Lehrherr in dem Arbeitsbuch zu vermerken .
Binnen sechs Monaten nach der Auflösung darf der Lehrling in

demselben Gewerbe von einem anderen Arbeitgeber ohne Zu -

stimmung des früheren Lehrherrn nicht beschäftigt werden .

8 130 . Erreicht das Lehrverhältniß vor Ablauf der verab -

redeten Lehrzeit sein Ende , so kann von dem Lehrherrn oder von

dem Lehrling ein Anspruch auf Entschädigung nur geltend ge -
macht werden , wenn der Lehrvertrag schriftlich geschlossen ist .
In den Fällen des 8 127 , Absatz 1 und 4 und § 129 kann der

Anspruch nur geltend gemacht werden , wenn dieses in dem Lehr -
vertrag unter Festsetzung der Art und Höhe der Entschädigung
vereinbart ist . Der Anspruch auf Entschädigung erlischt , wenn
er nicht innerhalb vier Wochen nach Auflösung des Lehroerhält -
nisses im Wege der Klage oder Einrede geltend gemacht ist

8 131 . Ist von dem Lehrherrn das Lehrverhältniß aufgelöst
worden , weil der Lehrling die Lehre unbefugt verlassen hat , so
ist die von dem Lehrherrn beanspruchte Entschädigung, wenn in
dem Lehrvertrag ein Anderes nicht ausbedungen ist , auf einen

Betrag festzusetzen , welcher für jeden auf den Tag des Vertrags
bruches folgenden Tag der Lehrzeit , höchstens aber für 3 Monate ,
der Hälfte des in dem Gewerbe des Lehrherrn den Gesellen oder

Gehülfen ortsüblich gezahlten Lohnes gleichkommt . Für die

Zahlung der Entschädigung sind mit verhaftet der Bater des

Lehrlings , sowie derjenige Arbeitgeber , welcher den Lehrling zum
Verlassen der Lehre verleitet , oder welcher ihn in Arbeit ge -
nommen hat , obwohl er wußte , daß der Lehrling die Lehre un -

befugt verlassen hatte .

4) Verhältnisse der Fabrikarbeiter .

8 132 . Auf Fabrikarbeiter finden die Bestimmungen der

88 120 — 124 oder , wenn die Fabrikarbeiter als Lehrlinge anzu -
sehen sind , die Bestimmungen der 8§ 125 —131 Anwendung .

8 133 . Kinder unter 12 Jahren dürfen in Fabriken nicht

beschäsiigt werden . Vor voUendetem 14 . Lebensjahre dürfen
Kinder m Fabriken nur dann beschäftigt werden , wenn sie in
der Volksschule oder in einer von der Schulaufsichtsbehörde ge -
nehmigten Schule und nach einem von ihr genehmigten Lehrplan
einen regelmäßigen Unterricht von - mrndestens 18 Stunden

wöchentlich genießen . Die Beschäftigung darf , wenn sie täglich
stattfindet , die Dauer von 10 Stunden des Tages nicht über -

schreiten . Junge Leute zwischen 14 und 16 Jahren dürfen in

Fabuken nicht länger als 10 Stunden täglich beschäftigt werden .

8 134 . Die Arbeitsstunden der jugendlichen Arbeiter dürfen
nicht vor 5 ' /i Uhr Morgens beginnen und nicht über 8V - Uhr
Abends dauern . Zwischen den Arbeitsstunden müssen an jedem
Arbeitstage regelmäßige Pausen gewährt werden . Die Pausen
müssen für Kinder , welche in täglicher Beschäftigung stehen , eine

halbe Stunde , für die übrigen jugendlichen Arbeiter Mittags
eine Stunde , sowie Vormittags und Nachmittags je eine halbe
Stunde mindestens betragen . Während der Pausen darf den

jugendlichen Arbeitern eine Beschäftigung in dem Fabrikbetricbe
überhaupt nicht und der Aufenthalt in den Ärbeitsräumen nur

dann gestattet werden , wenn der Betrieb in denselben für die

Zeit der Pausen völlig eingestellt wird . An Sonn - und Fest-
tagen dürfen jugendliche Arb - iter nicht beschäftigt werden .

8 135 . Die Beschäfttgung eines Kindes in Fabriken ist nicht
gestattet , wenn dem Arbeitgeber nicht zuvor für dasselbe eine
Arbeitskarte eingehändigt ist . Eines Arbeitsbuches bedarf es

daneben nicht . Die Arbeitskarten werden auf Antrag des Baters
oder Bormundes durch die Ortspolizeibehörde kosten - und stempel-
frei ausgestellt . Sie haben den Namen , Tag und Jahr der Ge-

burt , sowie die Religion des Kindes , den Namen , Stand und

letzten Wohnort des Vaters oder Vormundes und außerdem die

zur Erfüllung der gesetzlichen Schulpflicht ( 8 1�3) getroffene »
Einrichtungen anzugeben . Der Arbeitgeber hat die Arbeitskarte

zu verwahren , auf amtliches Verlangen jederzeit vorzulegen und
am Ende des Arbeitsverhältnisses dem Vater oder Vormund
wieder auszuhändigen .

8 136 . Sollen jugendliche Arbeiter in Fabriken beschäftigt
werden , so hat der Arbeitgeber vor dem Beginn der Beschäfti -
gung der Ortspolizeibehörde eine schriftliche Anzeige zu machen .
In der Anzeige sind die Fabrik , die Wochentage , an welchen
oie Beschäftigung stattfinden soll , Beginn und Ende der Arbeits -

zeit und der Pausen , sowie die Art der Beschäfttgung anzugeben . ;
Eine Aenderung hierin darf nicht erfolgen , bevor eine entspre -
chende weitere Anzeige der Behörde gemacht ist . In jeder ga -
brik hat der Arbeitgeber dafür zu sorgen , daß in den Fabrik -
räumen , in welchen jugendliche� Arbeiter beschäsiigt werden , an

einer in die Augen fallenden Stelle ein Verzeichniß der jugend -
lichen Arbeiter unter Angabe ihrer Arbeitstage , sowie des Be -

ginnes und Endes ihrer Arbeitszeit und der Pausen ausgehängt
ist . Ebenso hat er dafür zu sorgen , daß in den bezeichneten
Räumen eine Tafel ausgehängt ist , welche in der von der Cen -

tralbehörde zu bestimmenden Fassung und in deutlicher Schrift
einen Auszug aus den Bestimmungen über die Beschäftigung
jugendlicher Arbeiter enthält .

8 137 . Wenn Naturereignisse oder Unglücksfälle den regel -
mäßigen Betrieb einer Fabrik unterbrochen haben so könne «

Ausnahmen von den in den 8§ 133 , 134 vorgesehenen Be¬

schränkungen auf die Dauer von vier Wochen durch die höhere
Verwaltungsbehörde , auf längere Zeit durch den Reichskanzler
nachgelassen worden . In dringenden Fällen kann die Orts - - .

Polizeibehörde , jedoch höchstens auf die Dauer von vierzehn
Tagen , solche Ausnahmen gestatten . Wenn die Natur des Be -
trieves oder Rücksichten auf die Arbeiter in einzelnen Fabriken
es erwünscht erscheinen lassen , daß die Arbeitszeit der jugen «
lichen Arbeiter rn einer anderen als der durch 8 134 vorgk
sehenen Weise geregelt wird , so kann auf besonderen Antrag
eine anderweite Regelung hinsichtlich der Pausen durch die höhett!
Verwaltungsbehörde , im übrigen durch den Reichskanzler gestaltet
werden . Jedoch darf in solchen Fällen die Arbeitszeit die Dauer

von sechs Stunden nicht überschreiten , wenn zwischen den Ar -

beitsstuuden nicht eine m. ndestens einstündige Pause gewährt wird .

Die auf Grund vorstehender Bestimmungen zu treffenden Ver -

fügungen müssen schriftlich erlassen werden .

8 138 . Durch Beschluß des Bundesraths kann die Verwen -

dung jugendlicher Arbeiter für gewisse Fabrikationszweige , welchr

mit besonderen Gefahren für Gesundheit oder Sittlichkeit ver -

bunden sind , von besonderen Bedingungen abhängig gemacht wer -

den . Durch Beschluß des Bundesraths können für Fabriken ,
welche mit ununterbrochenem Feuer betrieben werden , oder welibr

fönst durch die Art des Betriebes auf eine regelmäßige Tag - und

Nachtarbeit angewiesen sind , sowie für solche Fabriken , deren Br -
trieb eine EmtheUung in regelmäßige Arbeitsieylchten von gleicht
Dauer nicht gestattet oder seiner Natur nach auf bestimmte Jahres -
zeiten beschrankt ist , Ausnahmen von den in den 8� l33 ' *
134 vorgesehenen Beschränkungen nachgelassen werden . ' Jedoit
darf in solchen Fällen die Arbeilszeit für Kinder die Dauer vo »

36 Stunden und für junge Leute die Dauer von 60 Stunde »

wöchentlich nicht überschreiten . Die durch Beschluß des Bundes -

raths getroffenen Bestimmungen find dem nächstfolgenden Reichs -
tage vorzulegen . Sie sind außer Kraft zu setzen , wenn

Reichstag dies verlangt .
8 139 . Wo die Aufficht über die Ausführung der Bestii »

munge » der 88 133 —138 eigenen Beamten übertragen ist , stehe »
denselben bei Ausübung dieser Aufsicht alle amtlichen Befugnisse
der Ortspolizeibehörden , insbesondere das Recht zur jederzeitigen
Revision der Fabriken zu . Die auf Grund der Besttminunge »
der 88 133 —138 auszuführenden amtlichen Revisionen müsse »
die Arbeitgeber zu jeder Zeit , namentlich auch in der Nacht,
während die Fabriken im Betriebe sind , gestatten .

Artikel 2. An Stelle der nachstehend bezeichneten Vorschrift
ten der Gewerbeordnung treten die folgenden Bestinimungen :
1) an Stelle des 8 146 : Mit Geldstrafe bis zu 2000 Mk . odet

mit Gefängnißftrafe bis zu sechs Monaten werden bestraft : 1) Ge-

werbetreibende , welche bei der Zahlung des Lohnes oder bei bei »

Verkaufe von Waaren an die Arbeiter dem 8 114 zuwiderhan -
deln . 2) Gewerbetreibende , welche den 88 133 , 134 oder de »

auf Grund der 88 137 , 133 getroffenen Verfügungen zuwidet
jugendlichen Arbeitern Beschäftigung geben . Die Geldstease »
fließen der im 8 115 bezeichneten Kasse zu . Jede Berurtheilui ' S
ist auf Kosten des Schuldigen öffentlich bekamit zu machen. Di «

Art der Bekanntmachung , sowie die Frist zu derfelben ist in dein

Urtheil zu bestimmen ; 2) an Stelle des ersten Satzes des 8 147/1
Mit Geldstrafe bis zu 360 Mk . und im llnvermögensfalle mit

Haft wird bestraft ; 3) an Stelle des ersten Satzes des 8 146 - 1

Mit Geldstrafe bis zu 150 Mk . und im Unvermögensfalle niitj

Haft bis zu 4 Wochen wird bestraft ; 4) an Stelle der - Nr. i>'-

und 10 des 8 148 : wer die gesetzlichen Pflichten gegen die ihi »
anvertrauten Lehrlinge verletzt , 10 . wer der Aufforderung del

Behörden ungeachtet der Bestimmung des 8 Ull zuwiderhandelt !
5) an Stelle des ersten Satzes des 8 149� Mi : Geldstrafe bis

zu 30 M. und im Unvermögensfalle mit Hast bis zu 8 Tage »
wird bestraft ; 6) an Stelle der Nr . 7 des 8 149 : 7. wer es

unterläßt , den durch 88 136 und 139 für ihn begründeten Ver »

pstichtungen nachzukommen ; 7) an Stelle des 8 150 : Mit Geld -

strafe bis zu 20 Mk . und im Unvermögensfalle mit Haft bis z» -

3 Tagen für jeden Fall der Verletzung des Gesetzes wird bestraft !
1) wer den Bestimmungen der 88 106 —113 zuwider einen Ar -

bester in Beschäftigung nimmt oder behält , 2) wer den Bestini -

mungen dieses Gesetzes in Ansehung der Arbeitsbücher und Ar -

beitskarten zuwiderhandelt , 3) wer vorsätzlich ein auf seine »
Namen ausgestelltes Arbeitsbuch unbrauchbar macht ober ver -

nichtet ; 8) an Stelle des 8 154 : Die Bestimmungen der 88 100

bis 131 finden auf Gehilfen und Lehrlinge in Apotheken und

Handelsgeschäften keine Anwendung . Die Bestimmungen der 8?
133 —139 finden auf Arbeitgeber und Arbeiter in Werkstältt »,
in di - ren Betrieb eine regelmäßige Benutzung von Dampfkrast
stattfindet , sowie in Hüttenwerken , in Bauhöfen und Werfst »
eutsprechinde Anwendung . In gleicher Weise finden AnwendunS

die Bestimmungen der 88 114 —118 und 133 — 139 auf die Be - :

fitzer und Arbeiter von Bergwerken , Aufbereitungsanstalten
unterirdisch betriebenen Brüchen oder Gruben . Arbeiterinnen dü»-

fen in Anlagen dieser Art nicht unter Tage beschäftigt werde »
Art . 3. Dieses Gesetz tritt mit �em 1. Jan . 1879 in Kiass

Druck und Verlag der Genossen . chafiSbuchdruckerei in Leipzig -
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